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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


1. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die links- 
extremistische Szene in Deutschland unter Ver- 
wendung von Computertechnologie ein perfekt 
funktionierendes Informationsnetz auf gebaut 
hat, das bis in entlegene ländliche Regionen 
reicht und rund um die Uhr Dauerverbindungen 
auch zu Informanten auf anderen Kontinenten 
herstellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 21. April 1994 

Mit der Fortentwicklung der Computertechnologie und der inzwischen 
breiten Verfügbarkeit der entsprechenden Geräte sind in den letzten Jah- 
ren auch in der Bundesrepublik Deutschland zahlreiche computerge- 
stützte Informations- und Kommunikationseinrichtungen - sogenannte 
Mailboxen - entstanden. Sie werden von den unterschiedlichsten Grup- 
pen und Bereichen genutzt. 

Insbesondere auch Linksextremisten tauschen immer häufiger Informatio- 
nen über Mailboxen aus und nutzen die Möglichkeiten dieser Technik zu 
einer schnellen, zu jeder Tageszeit funktionsfähigen, national wie inter- 
national organisierbaren Kommunikation. 

Linksextremisten sind an der Entwicklung einzelner Mailbox-Verbund- 
systeme bzw. an deren Informationsgestaltung beteiligt. 

Hervorzuheben ist ein seit Januar 1991 maßgeblich von Personen aus dem 
Umfeld der „Rote Armee Fraktion" (RAF) auf gebauter Mailbox- Verbund 
„Spinnennetz". Die Betreiber streben eine bundesweite Zusammenarbeit 
mit Infoläden, Antifagruppen, freien Radios und Zeitungsprojekten an, um 
auf diese Art und Weise Nachrichten schnell und aktuell in verschiedenen 
Regionen zu verbreiten und damit regional abgestimmte, zeitnahe und 
flächendeckende Reaktionen zu ermöglichen. 

„Spinnennetz" verfügt über eine Schnittstelle zu dem international arbei- 
tenden Mailbox- Verbund „European Counter Network" (ECN). Es beste- 
hen daher Dialogverbindungen zu Personen und Gruppen in mehreren 
europäischen Ländern und in den USA. 

In dem Mailbox- Verbund „Spinnennetz" geben Personen aus der anar- 
chistischen autonomen Szene und aus dem RAF-Umfeld Informationen 
u. a. zu den linksextremistischen Aktionsfeldern „Antifaschismus/ Anti- 
rassismus", „Repression/Politische Gefangene", „Antimilitarismus" und 
„Kampf gegen Umstrukturierung/Häuserkampf" ein. Sie weisen unter- 
einander auf ihre Veranstaltungen hin und verbreiten politische Diskus- 
sionspapiere, Aktions auf rufe, Warnungen vor Maßnahmen staatlicher 
Stellen und ihre Hinweise auf Rechercheergebnisse zu rechtsextremisti- 
schen und vermeintlich rechtsextremistischen Organisationen und deren 
Anhängern. 
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2. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Hauptziel dieses Informa- 
tionsnetzes in der Planung militanter Kampagnen 
gegen mißliebige Bürger, Vereine, Parteien und 
sonstige Organisationen besteht und damit eine 
linksextremistische, sogenannte „antifaschisti- 
sche" Selbstjustiz praktiziert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 21. April 1994 

Der „antifaschistische Kampf" gegen tatsächliche oder vermeintliche 
Rechtsextremisten hat für Linksextremisten aller Richtungen seit Jahren 
einen herausragenden Stellenwert. Zur Vorbereitung und Steuerung ent- 
sprechender Protestaktionen wird auch der Informationsaustausch über 
Mailboxnetze genutzt. 


3. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, daß auch von Rechtsextremisten und 
ausländischen Terrorgruppen der Aufbau ent- 
sprechender bundesweit zugänglicher Daten- 
banken und Informationsnetze betrieben wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 21. April 1994 

1. Rechtsextremisten, insbesondere Neonazis, nutzen bei ihren Aktivitä- 
ten ebenfalls die Möglichkeit der modernen Kommunikationstechnik, 
unter anderem auch Mailboxen. Derzeit existieren ca. 10 Mailboxen, 
die sich zu einem „THULE-Netz" verbunden haben. Dort können Infor- 
mationen und Texte zu rechtsextremistischen Organisationen wie z. B. 
der NPD, der FAP, der DVU u. a. Organisationen, aber auch zu rechts- 
extremistischen Propagandaschwerpunkten wie etwa der „Anti- An- 
tifa "-Thematik eingestellt und abgerufen werden. 

Ziele dieses Netzes sind u. a. 

- die Herstellung und Verfestigung der Kontakte zwischen nationalen 
Gruppen, 

- die Entwicklung einer Datenbank mit „Informationen für nationale 
Aktivisten", 

- die „Minderung des Verfolgungsdruckes" durch die Sicherheits- 
behörden, indem Kommunikationsmöglichkeiten bereitgestellt 
werden, die nicht - oder nur mit erheblichem Aufwand - ausgespäht 
werden können, und 

- die Schaffung einer „befreiten Zone" als „Freiraum für politische 
Aktivisten". 

Die Mailboxen dieses Verbundes sind grundsätzlich rund um die Uhr 
erreichbar. 

2. Es liegen z. Z. keine Informationen vor, daß ausländische terroristische 
Gruppen den Aufbau bundesweit zugänglicher, eigener Datenbanken 
und Informationsnetze betreiben. 

3. Im übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung vom 22. Februar 
1994 (Drucksache 12/6893 S. 5 Nr. 11) hingewiesen. 
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4. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Hat der Aufbau entsprechender bundesweit 
zugänglicher Datenbanken und Informations- 
netze in der Bundesrepublik Deutschland bereits 
zur Ausuferung extremistischer Bestrebungen bis 
hin zu einem entsprechenden Anstieg der von 
Links- und Rechtsextremisten sowie ausländi- 
schen Terrorgruppen verübten Gewalttaten in 
Deutschland geführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 21. April 1994 


Die Nutzung der Computer-Technologie begünstigt die Ausbreitung 
links- und rechtsextremistischer Bestrebungen. 

Es liegen aber keine Anhaltspunkte dafür vor, daß der Aufbau, der Betrieb 
und die Nutzung von Mailbox-Verbundsystemen zu einem quantitativen 
Anstieg der von Links- und Rechtsextremisten verübten Gewalttaten in 
Deutschland geführt haben. 

Zu Maßnahmen gegen Telekommunikation von Extremisten wird auf die 
Antwort der Bundesregierung vom 1. Februar 1994 auf die Kleine Anfrage 
der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 12/6711) hingewie- 
sen. 


5. Abgeordneter 

Wolf-Michael 

Catenhusen 


(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung das Gutach- 
ten der WIBERA über die Wirtschaftlichkeit der 
Katastrophenschutzzentralwerkstätten, und wel- 
che Konsequenzen gedenkt sie daraus zu ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 15. April 1994 


Das Gutachten der Firma WIBERA hat bei seinen Vorschlägen den Mate- 
rialbestand des erweiterten Katastrophenschutzes von 1991 zugrunde 
gelegt. Die veränderte sicherheitspolitische Lage in Europa und insbeson- 
dere die angespannte Haushaltstage des Bundes erfordern jedoch eine 
Neukonzeption des Zivilschutzes. Sie wird dazu führen, daß der Umfang 
der vom Bund finanzierten Ausrüstung des Zivilschutzes erheblich verrin- 
gert wird. Dies kann nicht ohne Auswirkungen auf die Auslastung der 
Zentralwerkstätten für Wartung und Instandsetzung dieser Ausrüstung 
bleiben. Insoweit ist das Gutachten der Firma WIBERA überholt. 


6. Abgeordneter 

Wolf-Michael 

Catenhusen 


(SPD) 


Kann aus der Tatsache, daß Vertreter des Bun- 
desministeriums des Innern in einer Besprechung 
mit den zuständigen Abteilungsleitern der Innen- 
ministerien der Länder die Absicht des Bundes 
zur Aufgabe der Katastrophenschutzzentral- 
werkstätten bekräftigt haben, geschlossen wer- 
den, daß die Bundesregierung eine abschlie- 
ßende Entscheidung in dieser Frage bereits 
getroffen hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 15. April 1994 

Bei der Bund-Länder-Besprechung am 22. Februar 1994 wurde mit den 
zuständigen Abteilungsleitern der Inneministerien der Länder der Ent- 
wurf zur Neukonzeption des Zivilschutzes erörtert. Hierbei wurde u. a. 
auch dargelegt, daß sich im Rahmen der Neuordnung des erweiterten 
Katastrophenschutzes der Umfang der vom Bund finanzierten Fahrzeuge 
und Geräte wesenthch verringern wird und Folgen für die Zentralwerk- 
stätten haben muß. Die verbleibende Ausstattung kann eine wirtschaftlich 
vertretbare Auslastung der Zentralwerkstätten nicht mehr ermöglichen. 
Der Bund strebt eine grundsätzliche Neuordnung dieses Sektors an; 
abschließende Entscheidungen sind noch nicht getroffen. 


7. Abgeordneter 

Wolf-Michael 

Catenhusen 

(SPD) 


Welches ist die besondere personalrechtliche 
Verantwortung des Bundes gegenüber den Be- 
schäftigten der Katastrophenschutzzentralwerk- 
stätten in Abgrenzung zu den Ländern, und wie 
gedenkt die Bundesregierung dieser Verantwor- 
tung, auch durch Beteiligung der Personalräte, 
gerecht zu werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 15. April 1994 

Bei den Mitarbeitern der Zentralwerkstätten handelt es sich um Landes- 
bedienstete. Eine Beteiligung der Personalräte erfolgt deshalb durch die 
Innenministerien-Zsenatsverwaltungen der Länder. Im Rahmen der Um- 
setzung des neuen Zivilschutzkonzeptes wird der Bund die Länder bei der 
Lösung der personalwirtschaftlichen Probleme unterstützen. 


8, Abgeordneter 

Dr. Karl -Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die im 
WIBERA- Gutachten vertretend Auffassung, die 
spezifischen Fachwerkstätten für Fernmelde- 
technik, den Atemschutz und für medizinische 
Ausstattung der Fahrzeuge des Katastrophen- 
schutzes aufzulösen bzw. zu verdichten und die 
Instandsetzung grundsätzlich privaten Anbietern 
zu übertragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 18. April 1994 

Die Wartung und Instandsetzung der Fahrzeuge und spezifischen Geräte 
des erweiterten Katastrophenschutzes sollen künftig in gleicher Weise 
erfolgen, wie dies bislang mit der Ausrüstung der Feuerwehren, der 
Rettungsdienste und der Katastrophenschutz-Einheiten der Länder in 
bewährter Form praktiziert wird. Dies bedeutet grundsätzlich die Über- 
tragung der Wartung und Instandsetzung auf private Anbieter. 


9. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung nachprüfbare Ver- 
gleichsdurchläufe typischer Katastrophenschutz- 
fahrzeuge und deren Bestückung einschließlich 
notwendiger TÜV- Ab nahmen vor, und wenn ja, 
welche Zeitvorteile und Kostenvorteile sprechen 
für private Lösungen? 


4 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7357 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 18. April 1994 

Unter den geschilderten Umständen gibt es zum Grundsatz der Fremdver- 
gabe der Wartung und Instandsetzung keine wirtschaftliche Alternative. 
Im übrigen werden die Fahrzeuge des Bundes in den neuen Ländern, wo 
es keine Zentralwerkstätten gibt, bereits von gewerblichen Betrieben 
gewartet; die bisher gesammelten Erfahrungen sind gut. 


10. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Was veranlaßt die Bundesregierung, künftig 
weitgehend auf Spezialausrüstungen zu verzich- 
ten und nur noch vermehrt marktgängige Geräte 
und Fahrzeuge für die Aufgaben des erweiterten 
Katastrophenschutzes zu schaffen, obwohl mög- 
liche Katastrophen (atomare Unfälle, Chemieun- 
fälle, Brände von Großanlagen) gerade indivi- 
duelle Gegenmaßnahmen erfordern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 18. April 1994 

Die Bundesregierung wird in aller Regel, wie bisher, marktgängige, ge- 
normte Spezialfahrzeuge beschaffen, wie sie auch im Katastrophenschutz 
der Länder üblich sind. Maßgebend hierfür sind Gesichtspunkte der Kom- 
patibilität mit den Fahrzeugen des friedensmäßigen Katastrophenschut- 
zes und der Kostenersparnis. 

Nur noch in solchen Fällen, in denen marktgängige Spezialfahrzeuge 
nicht zur Verfügung stehen, wird die Bundesregierung auch künftig spe- 
zielle Fahrzeuge entwickeln lassen, die die Bedürfnisse in einem V-Fall 
möglichst optimal abdecken sollen. 


11. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Welche fachlichen Sichtweisen rechtfertigen 
einerseits das Handeln der Bundesregierung, von 
einer verringerten äußeren Bedrohung auszuge- 
hen, obwohl andererseits die Bundesregierung in 
ihrem Weißbuch 1994 an Stelle des Risikos eines 
großen Krieges in Europa eine Vielzahl von Risi- 
kofaktoren anderer Art beschreibt, die eine wirk- 
same Begegnung erfordern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 18. April 1994 

Aufgabe des Zivilschutzes ist der Schutz der Bevölkerung vor Kriegs- 
einwirkungen. Die Gefahr einer militärischen Auseinandersetzung auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland ist mit Auflösung des War- 
schauer Paktes und aufgrund politischer Veränderung in Mittel- und 
Osteuropa wesentlich verringert. Deshalb können darauf ausgerichtete 
Maßnahmen des Zivilschutzes zurückgenommen werden. 

Risikofaktoren anderer Art zu begegnen, ist nicht Aufgabe des Zivilschut- 
zes. Das vom Bund aufgrund seiner Zuständigkeit für den Zivilschutz ge- 
schaffene Gefahrenabwehrpotential kann jedoch hierfür im Bedarfsfall 
mit genutzt werden. 
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Stellt der Bund dem Fritz Reuter Ensemble e. V. in 
Anklam (Mecklenburg-Vorpommern) Fördermit- 
tel bzw. eine Anschubfinanzierung zur Ver- 
fügung, und in welcher Höhe ist dies gegebenen- 
falls vorgesehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 15. April 1994 

Mit dem in den Jahren 1991 bis 1993 durchgeführten kulturellen Infra- 
strukturprogramm gemäß Artikel 35 Abs. 7 des Einigungsvertrages 
förderte der Bund die kommunale kulturelle Infrastruktur in den neuen 
Bundesländern, um erhaltenswerte kulturelle Substanzen zu stabilisieren, 
zu verbessern und auszubauen und um neue kulturelle Strukturen zu 
schaffen. 

Im Rahmen des kulturellen Infrastrukturprogramms erhielt das Fritz 
Reuter Ensemble e. V. in Anklam in den Jahren 1991, 1992 und 1993 
Bundeszuwendungen in Höhe von insgesamt 187 100 DM, die sich wie 
folgt darstellen: 

1991: 100000 DM Bundeszuschuß für zwei Inszenierungen Krippen- 

spiel und Erntefest in Vorpommern 

1992: 29400 DM Bundeszuschuß zu Inszenierungskosten eines 

Folkloreprogramms 

1993: 35100 DM Bundeszuschuß zur Förderung des Fritz Reuter 

Ensemble e. V. bzw. Erstellung einer Weihnachtsrevue 

und 

22600 DM Bundeszuschuß zur Erstellung eines Folklorepro- 
grammes „Folklore-Gala 20 Jahre Fritz Reuter Ensemble" . 

Ab 1994 erhält das Fritz Reuter Ensemble keine Bundeszuschüsse mehr, 
da mit Verabschiedung des Jiaushaltsgesetzes 1994 der Deutsche 
Bundestag beschlossen hat, die bisherige kulturelle Übergangshilfe des 
Bundes für die neuen Länder mit Ablauf 1993 zu beenden und statt dessen 
250 Mio. DM aus dem Vermögen der Parteien und Massenorganisationen 
der DDR zur Verfügung zu stellen. Die Verwendung dieser Mittel im ein- 
zelnen - und damit auch eine evtl, weitere finanzielle Unterstützung des 
Fritz Reuter Ensembles e. V. in Anklam - obliegt ausschließlich den betref- 
fenden Ländern. Der Bund garantiert lediglich, daß diese Summe 1994 
auch tatsächlich zur Auszahlung kommt. 

Durch die Einbeziehung der neuen Länder in den gesamtstaatlichen 
Finanzausgleich stehen den neuen Ländern ab 1. Januar 1995 erhebliche 
Mittel zusätzhch zur Verfügung. Damit ist das mit der kulturellen Über- 
gangsfinanzierung nach Artikel 35 des Einigungsvertrages angestrebte 
Ziel erreicht, daß die neuen Länder ihre grundgßsetzlichen Aufgaben 
selbst wahrnehmen können. Die kulturelle Bundesförderung wird sich ab 
dem Haushaltsjahr 1995 auf Einrichtungen mit gesamtstaatlicher Bedeu- 
tung konzentrieren. Diese Eingrenzung gilt für alte und neue Bundeslän- 
der in gleicher Weise. 


12. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


13. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für richtig, daß die 
evangelisch-lutherische Kirche in Thüringen, die 
als einzige ostdeutsche Landeskirche ihre Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter durch die „Gauck- 
Behörde" auf Stasi-Beschuldigungen hin über- 
prüfen läßt, mit den Kosten dieser Überprüfung 
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belastet wird (Gebühren allein für den Bereich 
der Landeskirche - ohne Diakonisches Werk - rd. 
26 000 DM), obwohl die Landeskirche damit 
nichts anderes tut, als den im öffentlichen Inter- 
esse liegenden Nachweis zu führen, welche Rolle 
diese Institution zu DDR-Zeiten eingenommen 
hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 15. April 1994 


Der Bundesregierung ist das Problem bekannt. Sie sieht sich aber aus 
Rechtsgründen nicht in der Lage, im Sinne der Kirchen Abhilfe zu schaf- 
fen. 

Für bestimmte Amtshandlungen des Bundesbeauftragten für die Unter- 
lagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (Bundesbeauf- 
tragter) sind nach dem Stasi-Unterlagen-Gesetz Kosten (Gebühren und 
Auslagen) zu erheben. Darunter fallen auch die Überprüfungen kirch- 
licher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf eine etwaige hauptamtliche 
oder inoffizielle Tätigkeit für den ehemaligen Staatssicherheitsdienst. 
Nach der geltenden Rechtslage ist der Bundesbeauftragte daher gesetz- 
lich verpflichtet, die entsprechenden Kosten zu erheben. 


14. Abgeordneter 

Michael 

Müller 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, für soziale und 
kirchliche Organisationen, die sich dem Prü- 
fungsverfahren bei der „Gauck-Behörde" unter- 
ziehen, die Gebühren zu erlassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 15. April 1994 


Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit bereits geprüft, ob den 
Kirchen diese Kosten erlassen oder aus Billigkeitserwägungen nachgelas- 
sen werden können. Dies hat sich aus Rechtsgründen als nicht möglich 
erwiesen. 

Die Bundesregierung geht aber davon aus, daß im Zusammenhang mit 
einer zu erwartenden Novellierung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes in der 
nächsten Legislaturperiode die kostenrechtlichen Regelungen hinsicht- 
lich der Kirchen in die Erörterungen einbezogen werden. 


15. Abgeordneter 

Horst 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung antisemitische 
und rassistische Argumentationen in den Schrif- 
ten des Thule -Seminars und der Autoren der Zeit- 
schrift „elemente", z. B. Jörg Rieck und Rudolf 
Künast, vor dem Hintergrund, daß das Thule- 
Seminar auf die 1918 gegründete Thule-Gesell- 
schaft zurückgreift, die eine direkte Vorgänger- 
organisation der NSDAP war? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 21. April 1994 

Das 1980 gegründete Thule -Seminar e. V. mit Sitz in Kassel wurde bis 
1993 von den Verfassungsschutzbehörden u. a. aufgrund seiner Schriften 
mit rechtsextremistischem Inhalt beobachtet. Sein Vorsitzender, der in 
Kassel lebende französische Staatsbürger Pierre Krebs, versuchte mit 
diesem Verein eine führende ideologische Rolle unter Rechtsextremisten 
als „Neue Rechte" zu gewinnen. Dies gelang ihm jedoch u. a. aus finan- 
ziellen Gründen nicht. Seine Vierteljahresschrift „elemente" konnte nur 
unregelmäßig erscheinen, letztmals im Juni/September 1987. 

Die Verfassungsschutzbehörden stellten 1993 die Beobachtung des Ver- 
eins wegen seiner Untätigkeit ein. 


16. Abgeordneter 

Horst 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob das Thule- 
Seminar direkt oder indirekt öffentliche Mittel 
oder finanzielle Zuwendungen aus dem Inland 
oder aus dem Ausland, z. B. aus Lybien, erhalten 
hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 21. April 1994 

Nein. 


17. Abgeordneter 

Horst 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mitwir- 
kung der Familie Grabert bei der Gründung des 
Thule-Seminars und die Stellung der Verlags- 
gruppe Grabert-Höhenrain im rechtsextremen 
Milieu? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 21. April 1994 

Zur Bewertung der Gründung und Betätigung des Thule-Seminars e. V. 
wird auf die Beantwortung zur Frage 15 verwiesen. Der Grabbert-Verlag 
gehört zu den Buchverlagen und Vertriebsdiensten, deren Standardpro- 
gramm Bücher mit rechtsextremistischen Inhalten enthält und über die 
deshalb die Öffentlichkeit regelmäßig in Verfassungsschutzberichten 
informiert wird. 


18. Abgeordneter 

Horst 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Was ist der Bundesregierung unter Verfassungs- 
schutzgesichtspunkten über die Hintergründe 
der Münchener Vereinigung Pyramid Media 
bekannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Eduard Lintner 
vom 21. April 1994 

Die Vereinigung „Pyramid Media" wird nicht von Verfassungsschutz- 
behörden beobachtet. 
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19. Abgeordnete Wie viele Rußlanddeutsche sind in den letzten 

Brigitte vier Jahren innerhalb der früheren Sowjetunion 

Schulte umgesiedelt? 

(Hameln) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 18. April 1994 

Die Staaten der ehemaligen Sowjetunion veröffentlichen keine Zahlen 
über Personen, die innerhalb der Staaten der ehemaligen Sowjetunion von 
einer Republik in eine andere umsiedeln. Nach Auskunft des Göttinger 
Arbeitskreises e. V., einer Institution, die u. a. im Auftrag des Bundesmini- 
steriums des Innern Forschungsvorhaben in den o. a. Staaten durchführt, 
hält insbesondere die Republik Kasachstan die Zahl der in andere Staaten 
umsiedelnden Personen aus politischen Gründen geheim bzw. stellt dies 
zu niedrig dar. Diese Aussage deckt sich auch mit Erkenntnissen des Aus- 
wärtigen Amtes. In anderen Staaten würden - je nach politischer Zweck- 
mäßigkeit - unterschiedliche Zahlen über die dort bereits siedelnden und 
zusiedelnden Rußlanddeutschen genannt. 

Im übrigen ist es auch für die Staaten der ehemaligen Sowjetunion viel- 
fach nicht möglich, die Zusiedlerzahlen zu erfassen, da die Zusiedler sich 
am neuen Wohnort nicht immer anmelden. Außerdem geben Rußland- 
deutsche oft nur dann ihre Nationalität zu erkennen, wenn sie in Gebiete 
mit deutscher Bevölkerung zusiedeln, nicht aber, wenn sie sich in anderen 
Gebieten niederlassen. 

Insgesamt kann aber von einer hohen Zahl von Deutschen ausgegangen 
werden, die vor allem aus den mittelasiatischen Republiken in die Russi- 
sche Föderation zuziehen. Nach Angaben von Vertretern der deutschen 
Siedlungsgebiete kommen derzeit auf zwei Deutsche, die aus den Förde- 
rungsschwerpunkten der Bundesregierung in der Russischen Föderation 
nach Deutschland aussiedeln, drei Deutsche, die aus Mittelasien zusie- 
deln. 1993 seien etwa 100000 Deutsche aus den asiatischen Republiken in 
die Russische Föderation zugezogen. 


20. Abgeordnete In welche Teilrepubliken bzw. Regionen der rus- 

Brigitte sischen Föderation sind sie umgezogen? 

Schulte 

(Hameln) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 18. April 1994 

Der überwiegende Schwerpunkt der Zusiedlung von Deutschen ist derzeit 
Westsibirien mit den beiden ersten deutschen nationalen Rayons (Land- 
kreisen) Asowo und Omsk. Außerdem sind noch die weiteren Förderungs- 
schwerpunkte zu erwähnen: das Wolgagebiet und die Region Nasia bei 
St. Petersburg. 


21. Abgeordnete Wie oft hat sich die Bundesrepublik Deutschland 

Brigitte finanziell an solchen Umzügen beteiligt? 

Schulte 

(Hameln) 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 18. April 1994 

Die Bundesregierung beteiligt sich nicht an Umzugskosten der Rußland- 
deutschen, die innerhalb der ehemaligen Sowjetunion umziehen. Sie för- 
dert jedoch in einigen Schwerpunktregionen (z. B. Westsibirien, Wolga- 
region, Gebiet St. Petersburg) durch verschiedene Maßnahmen die 
Wiederansiedlung von Rußlanddeutschen. Als Fördermaßnahmen der 
Bundesregierung können beispielsweise genannt werden: Bau bzw. 
Ankauf von Wohnungen, Gewährung von Bau- und Gewerbekrediten, 
Durchführung von Infrastrukturprogrammen, Unterstützung der Land- 
wirtschaft. 


22. Abgeordnete Wie viele Arbeitsplätze wurden dort mit Hilfe 

Brigitte deutscher Unternehmer neu geschaffen? 

Schulte 

(Hameln) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 18. April 1994 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Zahlen vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


23. Abgeordnete 

Angelika 

Barbe 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
mutmaßliche Kriegsverbrecher aus Bosnien-Her- 
zegowina - wie den in München verhafteten 
Dusco Tadzic, die jetzt in Deutschland leben (es 
existiert eine Liste von 1300 Tätern), systematisch 
durch die deutschen Strafverfolgungsbehörden 
zu verfolgen; und ist die Bundesregierung bereit, 
eine Sonderverfolgungsstelle bei der Bundes- 
anwaltschaft einzurichten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 18. April 1994 

Die Bundesregierung sieht im Hinbhck auf die Verfolgung der im Konflikt 
in Bosnien-Herzegowina begangene Straftaten durch deutsche Strafver- 
folgungsbehörden keinen Bedarf für neue Gesetze oder sonstige zusätz- 
liche Maßnahmen. Die vorhandenen gesetzlichen Vorschriften insbeson- 
dere des Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung und des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes und ihre Anwendung durch die Strafverfolgungsbehör- 
den sowie deren Unterstützung durch die Bundesregierung gewährlei- 
sten, daß diese Taten in der Bundesrepublik Deutschland verfolgt werden 
können. 
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Die Strafverfolgung wegen Völkermordes (§ 220 a StGB) ist Aufgabe des 
Generalbundesanwalts. Seine Zuständigkeit folgt aus § 142 a Abs. 1 Satz 1 
i. V. m. § 120 Abs. 1 Nr. 8 GVG. Völkermord unterliegt gemäß § 6 Nr. 1 
StGB dem Weltrechtsprinzip; das deutsche Strafrecht gilt also unabhängig 
vom Recht des Tatortes auch für im Ausland begangene Taten; es kommt 
auch nicht darauf an, ob der Täter die deutsche Staatsangehörigkeit hat. 
Der Generalbundesanwalt führt gegenwärtig im Hinblick auf die Vor- 
kommnisse in Bosnien-Herzegowina Ermittlungsverfahren wegen Ver- 
dachts des Völkermordes bzw. der Beihilfe zum Völkermord gegen 43 
namentlich bekannte Beschuldigte sowie gegen zur Zeit noch unbekannte 
Beschuldigte. Zu den namentlich bekannten Beschuldigten gehört auch 
Dusko Tadic, der sich aufgrund Haftbefehls des Ermittlungsrichters des 
Bundesgerichtshofes vom 13. Februar 1994 in Untersuchungshaft befin- 
det. Eines der Verfahren gegen Unbekannt hat der Generalbundesanwalt 
im Hinblick auf die ihm von der Gesellschaft für bedrohte Völker in Göttin- 
gen übersandte und auch in Ihrer Frage angesprochene Liste des Doku- 
mentationszentrums in Zenica/Bosnien mit etwa 1300 mutmaßlichen 
Kriegsverbrechern eingeleitet und das Bundeskriminalamt mit der Durch- 
führung der Ermittlungen beauftragt. 

Für die Verfolgung anderer Straftaten als Völkermord sind - soweit deut- 
sches Strafrecht Anwendung findet - grundsätzlich die Staatsanwalt- 
schaften der Länder zuständig, örtlich die Staatsanwaltschaft, in deren 
Bereich der Täter seinen Wohnsitz oder Aufenthaltsort hat (§ 8 StPO) oder 
ergriffen wird (§ 9 StPO). Hinzuweisen ist zunächst auf Mord, Totschlag 
und Vergewaltigung (§§ 211, 212 und 177 StGB); auf diese Taten ist -so- 
weit sie von deutschen Staatsangehörigen begangen werden - deutsches 
Strafrecht nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 StGB anwendbar. Dabei wird davon ausge- 
gangen, daß die vorgenannten Taten auch in Bosnien-Herzegowina straf- 
bar sind; das ist Voraussetzung für die vorgenannte Bestimmung. Ist der 
Täter - wie wohl in den meisten Fällen - nicht Deutscher, kommt eine 
Anwendbarkeit des deutschen Strafrechts über § 7 Abs. 2 Nr. 2 StGB in 
Betracht, also dann, wenn der ausländische Täter in der Bundesrepublik 
Deutschland betroffen und aus den in dieser Norm genannten Gründen 
nicht ausgeliefert wird. Voraussetzung ist auch insoweit, daß die Tat am 
Tatort mit Strafe bedroht ist. Bei vorsätzlicher Herbeiführung einer 
Sprengstoff explosion, durch die der Täter vorsätzlich Leib oder Leben 
eines anderen oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet 
(§311 Abs. 1 StGB), ist deutsches Strafrecht gemäß § 6 Nr. 2 StGB auf die in 
Bosnien-Herzegowina begangenen Taten unabhängig von dem dort gel- 
tenden Recht und auch unabhängig von der Staatsanghörigkeit des Täters 
anwendbar. 

Werden die vorgenannten Taten im Zusammenhang mit Völkermord 
(§ 220a StGB) begangen, kann der für diese Verfolgung zuständige Gene- 
ralbundesanwalt wegen Sachzusammenhangs (§§ 2 und 3 StPO) auch die 
Verfolgung der anderen Taten übernehmen. Deshalb und da der Schwer- 
punkt der Arbeit der deutschen Strafverfolgungsbehörden hinsichtlich 
der Taten in Bosnien-Herzegowina bei den Ermittlungen wegen Ver- 
dachts des Völkermordes und damit ohnehin beim Generalbundesanwalt 
liegt bedarf es der angesprochenen „Sonderverfolgungsstelle" nicht. 


24. Abgeordneter 

Rolf 

Schwanitz 

(SPD) 


Plant die Bundesregierung noch in dieser Wahl- 
periode eine Veränderung bei der Kapitalent- 
schädigung nach § 17 Abs. 1 des Strafrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetzes, und wenn ja, welche 
Veränderung ist beabsichtigt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 18. April 1994 


Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum Ersten Gesetz zur Berei- 
nigung von SED-Unrecht ist die Höhe der Kapitalentschädigung für ehe- 
malige politische Häftlinge eingehend erörtert worden. Der Betrag von 
550 DM bzw. 300 DM für jeden angefangenen Kalendermonat einer zu 
Unrecht erlittenen Freiheitsentziehung beruht auf einem im Vermitt- 
lungsausschuß von Bundestag und Bundesrat gefundenen Kompromiß. 
Eine Erhöhung der Kapitalentschädigung nach dem Strafrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetz ist deshalb nicht beabsichtigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


25. Abgeordneter Bedeutet die Aussage vom Bundesminister der 

Ludwig Finanzen, Dr. Theodor Waigel: „wer aber glaube, 

Eich schon 1996 die Steuern senken zu können, streue 

(SPD) den Leuten Sand in die Augen" (Handelsblatt 

vom 3. April 1994), daß die von der Bundesregie- 
rung wiederholt gemachte Ankündigung einer 
weiteren Senkung von Unternehmensteuern 
(z. B. Jahres wirtschaftsbericht vom 27. Januar 
1994: Abbau der Gewerbekapitalsteuer und der 
betrieblichen Vermögensteuer; Rückführung der 
Gewerbesteuer, weitere Senkung der Ertragsteu- 
ersätze) angesichts der schlimmen Finanzkrise 
unseres Staates inzwischen überholt ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. April 1994 


Die Aussage von Bundesminister Dr. Theodor Waigel steht nicht im Wider- 
spruch zu den Ausführungen der Bundesregierung über die künftige 
Steuerpolitik im Jahr es wirtschaftsbericht 1994 (vgl. Drucksache 12/6676, 
Tz. 30 ff.). Danach strebt die Bundesregierung an, die Reform der Unter- 
nehmensbesteuerung mittelfristig im Rahmen der Haushaltsmöglichkei- 
ten fortzusetzen. 


26. Abgeordneter 

Paul K. 
Friedhoff 

(F.D.P.) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
schleppende Abfertigung des Kraftverkehrs, ins- 
besondere der Lkw, an der Grenze zur Republik 
Polen ein erhebliches Handelshemmnis darstellt 
und zu volkswirtschaftlichen Schäden gravieren- 
den Ausmaßes führt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 13* April 1994 

Die Bundesregierung stimmt mit Ihnen darin überein, daß die langen War- 
tezeiten für Lkw an den deutsch-polnischen Grenzübergängen Handels- 
hemmnisse darstellen und volkswirtschaftlich schädlich sind. 

Die Bundesregierung ist sich der Bedeutung einer reibungslosen, sicheren 
und geordneten Grenzabfertigung bewußt. Die Gründe für die langen 
Wartezeiten für Lkw sind jedoch vielfältig und oft der Bestimmbarkeit 
durch die Bundesregierung entzogen. Hauptursache dürfte der starke 
Anstieg des Verkehrsaufkommens seit der Liberalisierung des Warenver- 
kehrs in Osteuropa und die dafür unzureichende Infrastruktur der Grehz- 
übergänge sein. So ist z. B. das Lkw- Aufkommen bei den großen Zolläm- 
tern wie folgt gestiegen: 



1990 

1993 

ZA Forst- Autobahn 

133 000 

253 000 

ZA Frankfurt-Autobahn 

301 000 

348 000 

ZA Görlitz 

65 000 

585 000 

ZA Pomellen 

24 000 

244 000 


27. Abgeordneter 

Paul K. 

Friedhoff 

(F.D.P.) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung, um in Zukunft eine zügige Abfertigung in 
die Wege zu leiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 13. April 1994 

Die Bundesregierung ist bestrebt, durch Neu- und LFmbauten sowie durch 
provisorische organisatorische Maßnahmen (z, B. Bau oder Anmietung 
von Auffangparkplätzen) die Situation an den Grenzen zu entspannen. 

Die Zollverwaltungen der EU und der EFTA-Länder beabsichtigen, so 
bald wie möglich das gemeinsame Versandverfahren auch auf Polen aus- 
zudehnen. Im Rahmen dieses Verfahrens können die Grenzen durch Ver- 
lagerung der Zollabfertigung ins jeweilige Binnenland oder unter 
bestimmten Voraussetzungen sogar in die Betriebe erheblich entlastet 
werden. 

Ein weiteres Ziel ist die bessere Handhabung des Carnet-TIR-Verfahrens. 
In vielen Fällen wird das Carnet-TIR als Versandpapier nicht bei einer Bin- 
nenzollstelle (z. B. in Warschau), sondern erst an der Grenze auf gemacht. 
Diese Behandlung ist bei einer Grenzzollstelle zeitaufwendiger als die 
Abfertigung eines bereits eröffneten Carnets. Die Bundesregierung ver- 
sucht, entsprechenden Einfluß sowohl auf deutsche als auch auf polnische 
Wirtschaftskreise zu nehmen. 

Die Bundesregierung und die polnische Regierung fördern die Pflege 
ständiger Kontakte zwischen den örtlichen Dienststellen. Die Grenz- 
behörden beider Seiten sind aufgefordert, ihre Kontakte auf allen Ebenen 
zu verstärken und durch gemeinsame Absprachen auch kurzfristig wei- 
tere Verbesserungen in der Abfertigung herbeizuführen. Dazu gehört ins- 
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besondere, daß die zuständigen Behörden sich bei Änderung der Abferti- 
gungsabläufe, die zu Verzögerungen oder Behinderungen des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs führen können, gegenseitig frühzeitig informie- 
ren. 

Die deutsche Zollverwaltung beteiligt sich aktiv über die Arbeitsgemein- 
schaft EUROZOLL (EUROCUSTOMS) der 12 EU- Zollverwaltungen an der 
Durchführung von Beratungsmaßnahmen zur Zollgesetzgebung sowie 
zum Aufbau funktionierender Verwaltungs Strukturen, von Informations- 
aufenthalten bei Zolldienststellen in der EU sowie eines umfangreichen 
Schulungsprogramms für das Zollpersonal der Länder des ehemaligen 
Ostblocks. 

Eine Normalisierung wird letztlich aber erst eintreten, wenn die geplanten 
und im Bau befindlichen großen Grenzabfertigungsanlagen an den Gren- 
zübergängen 

- Pomellen Autobahn — Kolbitzow (Kolbaskowo), 

- Frankfurt/Oder Autobahn — Schwetig (Swiecko), 

- Forst Autobahn — Erlenholz (Olszyna) sowie 

- Görlitz — Görlitz (Zgorzelec) 

in Betrieb genommen worden sind. 


28. Abgeordneter 

Hansgeorg 

Häuser 

(Rednitzhembach) 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, 
daß die Zigarettenindustrie eine „superlange" 
Zigarette auf den Markt bringen will, um so 
Tabaksteuer einzusparen (vgl. DER SPIEGEL, 
12/1994)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. April 1994 


Nach heutigem Kenntnisstand steht die Markteinführung einer „super- 
langen" Zigarette mit je einem Filter an beiden Enden nicht bevor. Die für 
derartige Produkte in Betracht kommenden Unternehmen lehnen nach 
eigener Aussage dieses Produkt ab. 


29. Abgeordneter 

Hansgeorg 

Hauser 

(Rednitzhembach) 

(CDU/CSU) 


Wie wäre eine solche „Zigarette" tabaksteuer- 
rechtlich zu behandeln, und was tut die Bundes- 
regierung, um ggf. mögliche Steuerausfälle zu 
verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. April 1994 

Nach der derzeitigen Rechtslage sind Zigaretten „Tabakstränge, die sich 
unmittelbar zum Rauchen eignen". Es steht außer Rede, daß diese Defini- 
tion auf das beschriebene Produkt zutrifft, da lediglich der Tabakstrang 
- nicht in Verbindung mit Filtern - zu beurteilen ist. Für die weitere Frage, 
ob dieser Strang noch als ein Strang oder bereits als zwei Stränge aus steu- 
erlicher Sicht zu behandeln ist - mit der Folge, daß der mengenabhängige 
Steueranteil zu verdoppeln ist -, kommt es u. a. darauf an, wie das 


14 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7357 


Produkt dem Verbraucher angeboten wird und wie seine technische 
Beschaffenheit aussieht. Wenn das Produkt nach seiner Funktion (z. B. 
Sollschnittstelle in der Mitte) aus der Sicht des Verbrauchers zwei Zigaret- 
ten {„Tabakstränge") darstellt, halte ich es für eine sachgerechte Aus- 
legung des geltenden Tabaksteuerrechts, das Produkt als zwei Zigaretten 
zu besteuern. Das bloße Zerschneiden des Tabakstranges in der Mitte 
steht dem Begriff der unmittelbaren Geeignetheit zum Rauchen nicht ent- 
gegen. 

Darüber hinaus wird sich die Bundesregierung bei der Kommission der EU 
für eine klarstellende Ergänzung der Tabaksteuerrichtlinie einsetzen und 
dann auch das Tabaksteuergesetz entsprechend ergänzen. 


30. Abgeordneter 

Hans-Peter 

Kemper 

(SPD) 


Bedeutet die Versicherung von Bundesminister 
der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, „es werde im 
nächsten Jahr über den Solidaritätszuschlag von 
7,5 % hinaus keine Steuererhöhungen geben" 
(DIE WELT vom 5. April 1994), daß die Bundes- 
regierung die zum 1. Januar 1995 bereits be- 
reits beschlossene Anhebung der Vermögen- 
steuer für Privat vermögen wieder rückgängig 
machen will? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. April 1994 

Der Bundesminister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel, hat sich nicht 
gegenüber der Welt, sondern gegenüber der Welt am Sonntag vom 
3. April 1994 geäußert. Er hat dabei wörtlich angeführt: „Was Bürgerinnen 
und Bürger unseres Landes 1995 an Steuer-Mehrbelastungen zu tragen 
haben, steht alles bereits im Gesetz, auch der Solidaritätszuschlag in Höhe 
von 7,5 Prozent." 

Zu den bereits „im Gesetz stehenden" Maßnahmen gehört auch Arti- 
kel 25 des - mit Zustimmung des Bundesrates beschlossenen - Gesetzes 
zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogrammes (betr. die Ver- 
mögensteuer). 


31. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lüder 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung bereit zu bestätigen, daß 
die Claims Conference (CONFERENCE ON 
JEWISH MATERIAL CLAIMS AGAINST GER- 
MANY INC, Office for Germany), Nachfolge- 
organisation gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 VermG in 
der Fassung vom 14. Juli 1992, gemeinnützig im 
Sinne des deutschen Steuerrechtes ist? 


32. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lüder 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung bereit, ein entsprechen- 
des Rundschreiben an die Finanzbehörden der 
Länder herauszugeben, daß die Claims Confe- 
rence von Steuerbelastungen zu befreien ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 15. April 1994 

Die Bundesregierung kann sich wegen des Steuergeheimnisses {§ 30 der 
Abgabenordnung) nicht zur steuerrechtlichen Behandlung einer 
bestimmten Körperschaft äußern. 
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33. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung darlegen, wie es tech- 
nisch und rechtlich möglich sein kann, daß man 
Steuerausfälle, die bei einer Freistellung des 
Existenzminimums von der Einkommensteuer 
eintreten, aus dem Aufkommen „heimlicher 
Steuererhöhungen" „finanzieren kann" (vgl. 
Auftrag des Bundesministers der Finanzen an 
die Sachverständigenkommission vom 11. No- 
vember 1993, in BMF-Finanznachrichten vom 
12. November 1993, S. 4)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. April 1994 

Das Gutachten der Einkommensteuer- Kommission oder anderweitige 
Vorschläge zur Freistellung des steuerlichen Existenzminimums ab 1996 
liegen noch nicht vor. Zu Einzelheiten einer möglichen Ausgestaltung und 
Finanzierung kann daher derzeit nicht Stellung genommen werden. 

An eine formale Zweckbindung „heimlicher Steuererhöhungen", die auf 
eine von der Bimdesregierung abgelehnte Indexierung des Einkommen- 
steuertarifs hinauslaufen könnte, ist nicht gedacht. 


34. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Trifft die Aussage des „SPIEGEL" (11/1994, S. 63) 
zu, daß die Sekte „Universelles Leben" in der 
Nähe von Würzburg zwei Waldgrundstücke aus 
Bundesbesitz erworben hat, und wenn ja, wie 
nimmt sie angesichts der vielfach geäußerten 
Kritik an dieser Sekte dazu Stellung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 20. April 1994 

Der Bund hat für ihn entbehrliche Grundstücke im Februar 1994 an die 
Gemeinde Hettstadt veräußert. 


35. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Welche Gründe haben dazu geführt, daß die bun- 
deseigene Liegenschaft in Remagen-Rolands- 
werth (Hentzenpark 2,1 Hektar), die der Stadt 
Remagen im Oktober 1993 für 700000 DM zum 
Kauf angeb oten wurde, jetzt ohne Ausschreibung 
für 2 000 DM an einen Privatmann verkauft wer- 
den soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 18. April 1994 

Die Bundesvermögensverwaltung bemüht sich seit langem, die für Bun- 
deszwecke entbehrliche Liegenschaft „Hentzenpark" zu veräußern. Der 
ursprünglichen Kaufpreisvorstellung des Bundes von 30 DM/qm für das 
ca. 2,1 ha große Gelände lag die Annahme zugrunde, daß von der Umge- 
bungsbebauung eine gewisse Bauerwartung für das bundeseigene Ge- 
lände ausging. Diese Erwartung hat sich im Laufe der Verhandlungen mit 
der Stadt nicht bestätigt, die für das Gelände jegliche Planungsänderung 
für die Zukunft imd damit jede wirtschaftliche Nutzung des Grundstücks 
aus schloß. 
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Nachdem die Stadt Remagen, der Landkreis Ahrweiler und das Land 
Rheinland- Pfalz unabhängig von der Höhe des Kaufpreises die Über- 
nahme des Geländes abgelehnt hatten, boten verschiedene Bürger der 
Stadt und Gruppierungen, die sich für den Erhalt des Parkgeländes aktiv 
einsetzen, die Übernahme des Geländes an. Die Kaufpreisangebote reich- 
ten von 1 DM bis 2000 DM. Am 18. März 1994 trat das Bundesvermögens- 
amt mit dem höchsten Anbieter in Verkaufsverhandlungen ein. 

In der Zwischenzeit haben sich weitere Interessenten wegen des Ankaufs 
des Grundstücks gemeldet. Daneben hat die Stadt Remagen in Aussicht 
gestellt, ihre Entscheidung über die Ablehnung des Übernahmeangebo- 
tes des Bundes zu überprüfen. 

Im Hinblick darauf wurde die Oberfinanzdirektion Koblenz angewiesen, 
einen Verkauf zunächst zurückzustellen. Der Bund hat gegenüber der 
Stadt seine Bereitschaft erklärt, die weiteren Verwertungsentscheidun- 
gen im Benehmen mit den zuständigen Gebietskörperschaften zu treffen. 


36. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Wie hoch ist das Steueraufkommen aus „heim- 
lichen Steuererhöhungen'' in den einzelnen Jah- 
ren der geltenden mittelfristigen Steuers chät- 
zung, und wie stellt sich der Bundesminister der 
Finanzen die Ermittlung vor, die er von seiner 
Einkommensteuerkommission verlangt hat (vgl. 
Auftrag an die Sachverständigenkommission des 
Bundesministers der Finanzen vom 11. Novem- 
ber 1993, veröffentlicht in BMF-Finanznachrich- 
ten 68/93 vom 12. November 1993, S. 3 f.)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. April 1994 

„Heimliche Steuererhöhungen", die sich aus dem Zusammenwirken des 
progressiven Einkommensteuertarifs mit rein nominellen Einkommeszu- 
wächsen ergeben, führen auch ohne gesetzliche Steuererhöhungen zu 
einem Anstieg der volkswirtschaftlichen Steuerquote, wenn sie „heim- 
liche Steuersenkungen" bei mengenbezogenen Steuern übersteigen. Bei 
einem Bruttoinlandsprodukt von derzeit rund 3200 Mrd. DM bedeutet 
eine Erhöhung der Steuerquote um Prozentpunkt ein Steuermehrauf- 
kommen von 3,2 Mrd. DM. 

Eine exakte Bezifferung „heimlicher Steuererhöhungen" ist nicht mög- 
lich, weil methodische und datenmäßige Unschärfen hinsichtlich des maß- 
geblichen Einkommens und des anzuwendenden Preisindex bestehen. 


37. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Wieviel an Steuerzuwachs bleiben in den einzel- 
nen Jahren der geltenden mittelfristigen Steuer- 
schätzung übrig, wenn man die zur Finanzierung 
der Freistellung des Existenzminimums erforder- 
lichen „heimlichen Steuererhöhungen" abzieht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 19. April 1994 


Zur endgültigen Regelung der Steuerfreistellung des Existenzminimums 
ab 1996 liegen noch keine Lösungsvorschläge vor. Angaben zu den 
finanziellen Auswirkungen sind daher gegenwärtig nicht möglich. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


38. Abgeordneter 

Otto 

Hauser 

(Esslingen) 

(CDU/CSU) 


Welche Informationen liegen der Bundesregie- 
rung über die Planung (Art und Weise und finan- 
zielle Höhe) der Ruhrkohle AG, sich bei der 
Projektgesellschaft Socuy in Venezuela im Kohle- 
bergbau zu engagieren, vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 21. April 1994 


Die Ruhrkohle AG beabsichtigt, sich über eine amerikanische Tochterge- 
sellschaft an einem Kohleprojekt in Venezuela zu beteiligen. Dies bedarf 
aufgrund vertraglicher Regelungen der Zustimmung des Bundes und des 
Landes Nordrhein-Westfalen als Zuwendungsgeber und Bürgen. Ein ent- 
sprechender Antrag der Ruhrkohle AG liegt vor und wird derzeit auf der 
Fachebene zwischen den Ressorts beraten. 


39. Abgeordneter 

Otto 

Hauser 

(Esslingen) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit fließen - direkt oder indirekt - Subven- 
tionen, die dem deutschen Steinkohlenbergbau 
zur Verfügung gestellt werden, in dieses Projekt 
bzw. kann dies ausgeschlossen werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 21. April 1994 


Bei ihrer Entscheidung wird die öffentliche Hand selbstverständlich dar- 
auf achten, daß eine strikte Trennung zu den Kohlehilfen sichergestellt ist. 
Ungeachtet der weiterhin erforderhchen Subventionierung der deutschen 
Steinkohle besteht - wie die Beratung des Artikelgesetzes zeigt - breite 
politische Übereinstimmung, daß Anstrengungen der Bergbauunterneh- 
men zur Umstrukturierung sinnvoll und erwünscht sind. Mit ihrer Zustim- 
mung zur Neustrukturierung des Nicht-Bergbau-Beteiligungsbereichs 
der RAG hat die öffentliche Hand für diese Politik einen klaren 
Rahmen gesetzt. Wesentliches Ziel ist dabei auch, den Kohlebereich durch 
Erträge aus dem Beteiligungsbereich mindestens wie bisher zu entlasten. 


40. Abgeordneter 

Otto 

Hauser 

(Esslingen) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für richtig und wird 
sie dem zustimmen, daß der Bund einem Unter- 
nehmen Subventionen, die aus Steuergeldern 
finanziert werden und die deutsche Wirtschaft 
mit hohen Energiekosten im internationalen 
Wettbewerb belasten, für den deutschen Stein- 
kohlenbergbau gewährt, dieses Unternehmen 
aber gleichzeitig im Ausland sich an der Förde- 
rung von Steinkohle beteiligt, damit die Arbeits- 
plätze gefährdet, die es eigentlich sichern soll? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 21. April 1994 

Die weitere Stützung des deutschen Steinkohlenbergbaus ist aus den in 
der Begründung zum Artikelgesetz aufgeführten Erwägungen unabding- 
bar. Dabei besteht die Notwendigkeit, durch Degression der Hilfen die 
Volkswirtschaft zu entlasten. Ohnehin wird aufgrund der Kohlerunde 
1991 die subventionierte Menge deutscher Kohle in der Verstromung um 
6 Mio. t zurückgeführt. Dies kann auch zu wachsenden Kohleeinfuhren 
nach Deutschland führen. Zugleich wächst der Importkohlemarkt welt- 
weit und bietet damit Chancen, allerdings auch Risiken für Unternehmen, 
die sich in diesem Markt engagieren. 

Bergbau und Kohlehandel sind Bereiche, in denen die Ruhrkohle AG über 
langjähriges Know-how verfügt. Von daher gehören derartige Engage- 
ments seit jeher zum Kreis möglicher unternehmerischer Aktivitäten des 
deutschen 


41. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


•gbaus. 


Welche grenzüberschreitenden Projekte wirt- 
schaftlicher Art zwischen Deutschland und Polen 
einerseits und Deutschland und der Tschechi- 
schen Republik andererseits werden zur Zeit von 
der Bundesregierung gefördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 21. April 1994 

Im Rahmen des Beratungsprogrammes der Bundesregierung zum Aufbau 
von Demokratie und sozialer Marktwirtschaft in den Staaten Mittel- und 
Osteuropas sowie den Neuen Unabhängigen Staaten der früheren Sowjet- 
union wird als grenzüberschreitendes Projekt zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Polen der Aufbau der im März 1994 gegründeten 
Deutsch-Polnischen Wirtschaftsförderungsgesellschaft unterstützt. Ziel 
dieser Gesellschaft mit Sitz in Landsberg (Gorzow) ist die Förderung der 
Entwicklung der polnisch-deutschen wirtschaftlichen Zusammenarbeit in 
den grenznahen Regionen der Republik Polen und der Bundesrepublik 
Deutschland. Aufgabe des Beratungsprojektes ist die Förderung von 
Investitions- und Kooperationsinitiativen sowie die Entwicklung kleiner 
und mittlerer Unternehmen. Neben den Mitteln aus dem Beratungspro- 
gramm der Bundesregierung erhält die Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
auf deutscher Seite Unterstützung von den Bundesländern Berlin, Bran- 
denburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen. 

Als grenzüberschreitende Maßnahme zwischen der Tschechischen Repu- 
blik und der Bundesrepublik Deutschland wird im Rahmen des Bera- 
tungsprogrammes ein Projekt zur Verbesserung der Umweltsituation im 
Dreiländereck Deutschland/Tschechische Republik/Polen („Schwarzes 
Dreieck") unterstützt. Im Rahmen dieses Projektes, an dem auch die EU 
beteiligt ist, wird ein grenzüberschreitender Sanierungs- und Handlungs- 
plan erstellt. Im Projektkoordinierungsbüro in Aussig (Usti nad Labern) 
sind neben einer von der EU finanzierten Büromanagerin auch Experten 
der drei Staaten tätig. Die Aufgabe des seit August 1993 entsandten deut- 
schen Langzeitberaters liegt in der Vorbereitung und Umsetzung grenz- 
überschreitender und grenznaher Sanierungsprojekte. 

Grenzüberschreitende Projekte wirtschaftlicher Art, insbesondere zwi- 
schen Deutschland und Polen sowie Deutschland und der Tschechischen 
Republik, sind ab 1994 Gegenstand der Förderung der EU. Insbesondere 
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auf deutsche Initiative hin wird die EU künftig mit der Gemeinschaftsini- 
tiative INTERREG II (auf Gemeinschaftsgebiet) und der Neuen Haushalts- 
hnie (NHL) für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit an die EU 
angrenzenden MOE-Staaten (auf dem Gebiet der MOE-Staaten) einen 
substantiellen Beitrag zum Abbau des Wohlstandsgefälles an der öst- 
lichen EU- Außengrenze leisten. 

Allein in diesem Jahr stehen rd. 80,5 Mio. ECU (55 Mio. ECU für Polen, 
25,5 Mio. ECU für die Tschechische Republik) für grenzüberschreitende 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, den Bau und 
Ausbau von Grenzübergängen sowie für Umweltprojekte auf polnischem 
und tschechischem Territorium im Rahmen der Neuen Haushaltslinie vor 
der Bewilligung durch die EU. Künftig sollen grenzüberschreitende Pro- 
jekte weitgehend gemeinsam aus INTERREG II und der Neuen Haushalts- 
hnie finanziert werden. 

In diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen, daß die Bundesregie- 
rung Investitionen deutscher Unternehmen in Polen mit Kapitalanlage- 
garantien fördert, die den deutschen Investor gegen politische Risiken 
absichert. Für Investitionen in Polen wurden bis zum 28. Februar 1994 
Kapitalanlagegarantien in Höhe von 236,2 Mio. DM gewährt; über 
119 Anträge mit einem Volumen von 423,0 Mio. DM ist noch zu entschei- 
den. Bei der Tschechischen Republik wurden bis zum 28. Februar 1994 
Kapitalanlagegarantien in Höhe von 803,4 Mio. DM übernommen; 46 An- 
träge über insgesamt 927,7 Mio. DM stehen noch zur Entscheidung an. 


42. Abgeordneter Wieweit wird sich die nach Wirtschaftlichkeit und 

Jürgen sozialer Verträglichkeit ausgerichtete Vergabe 

Wohlrabe von Aufträgen technischer und handwerklicher 

(CDU/CSU) Art an in erster Linie in Berlin ansässige mittel- 

ständische Unternehmen sowohl auf den Bundes- 
haushalt als auch auf die Entwicklung des Berli- 
ner Mittelstandes aller Voraussicht nach auswir- 
ken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 21. April 1994 


Konkrete Aussagen, inwieweit sich die Vergabe von öffentlichen Aufträ- 
gen technischer und handwerklicher Art an in Berlin ansässige mittelstän- 
dische Unternehmen auf den Bundeshaushalt und auf die Entwicklung 
des Berliner Mittelstandes auswirken wird, lassen sich derzeit nicht 
machen. 

Aufträge für die Baumaßnahmen des Bundes in Berlin und die in diesem 
Zusammenhang stehenden Bezüge von Waren und Dienstleistungen sind 
grundsätzlich öffentlich auszuschreiben. Alle Unternehmen, die sich 
gewerbsmäßig mit der Erbringung der geforderten Leistung befassen, 
können sich durch die Abgabe von Angeboten um diese Aufträge bemü- 
hen. Den Zuschlag erhält das wirtschafthchste bzw. annehmbarste Ange- 
bot. Daß hiervon insbesondere die in und um Berlin ansässigen Firmen, sei 
es als Hauptauftragnehmer, sei es als Subunternehmer oder Zulieferer, 
partizipieren, ergibt sich allein schon aus der räumlichen Nähe zu diesen 
anstehenden Projekten. In Zahlen ist dies allerdings im Augenblick noch 
nicht zu belegen. 
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Ob und inwieweit sich die verstärkte Nachfrage des Bundes im Zusam- 
menhang mit dem Berlin-Umzug kostensteigernd auswirkt, läßt sich der- 
zeit ebenfalls nocht nicht Voraussagen. Verstärkte Nachfrage kann prin- 
zipiell zu Verteuerungen und damit zu Mehrbelastungen des Bundes- 
haushalts führen, wenn die Unternehmenskapazitäten bereits ohne die 
Zusatznachfrage ausgelastet sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


43. Abgeordneter 

Wolf gang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Welche „Zehn-Jahres-Bilanz" zieht die Bundes- 
regierung für die Dörfern euerung, die seit 1984 
einen eigenständigen Fördertatbestand im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" dar- 
stellt, und wie hat sich die Dorferneuerung unter 
Berücksichtigung der finanziellen Aufwendun- 
gen des Bundes konkret im Bundesland Schles- 
wig-Holstein ausgewirkt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 20. April 1994 


Aus den Erfahrungen mit der Dorfemeuerung im Zeitraum 1984 bis 1993 

ist insgesamt folgende Bilanz zu ziehen: 

- Die Förderung der Dorferneuerung im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
(GAK) hat sich als wirkungsvolles Instrumen der gemeinsamen Agrar- 
strukturpolitik von Bund und Ländern erwiesen. 

- Maßnahmen der Dorferneueruiig haben wesentlichen Einfluß auf die 
Verbesserung der Rahmenbedingungen unserer vielfältig strukturier- 
ten land- und forstwirtschaftlichen Betriebe genommen, die sich in 
einem immer schärfer werdenden Wettbewerb im europäischen Bin- 
nenmarkt behaupten müssen. Sie tragen zu deren strukturellen Ent- 
wicklung bei und verbessern die Einkommenssituation beispielsweise 
durch Neuschaffung oder Ausschöpfung unterschiedlicher Erwerbs- 
alternativen im Produktions-, Verarbeitungs- und Dienstleistungsbe- 
reich sowie in der Landschaftspflege. 

- Die Dorfemeuerung ist unverzichtbar für die Erhaltung der ökonomi- 
schen, ökologischen, sozialen und kulturellen Grundlagen der länd- 
lichen Räume und ihrer Dörfer. 

- Die ländlichen Räume mit rund 80 Prozent der Fläche und rund 30000 
dörflichen Siedlungen mit mehrheitlich nicht-landwirtschaftlicher Be- 
völkerung haben als Lebensumfeld der in der Landwirtschaft Tätigen 
große Bedeutung dafür, daß nachfolgende Generationen bereit sind, 
die unverzichtbaren Aufgaben der Landbewirtschaftung zu überneh- 
men. Überdies erfüllen sie wichtige Ausgleichsfunktionen für Ballungs- 
gebiete und sind zugleich geschätzte Standorte für Wohnen, Arbeiten, 
Freizeit und Erholung. Diese Funktionen zu stärken, stellt einen 
wesentlichen Entwicklungsansatz der Dorferneuerung dar. 
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- Im genannten Zeitraum wurden rund 1,437 Mrd. DM an Bundes- und 
Landesmitteln für die Förderung der Dorferneuerung im Rahmen der 
GAK in Anspruch genommen. Der Bundesanteil betrug rund 863 Mio. 
DM oder 60% des Gesamtfördervolumens (Förderung der Dorferneue- 
rung in der GAK nach Jahren - siehe Anlage 1) *). Die Leistungen des 
Bundes im Zeitraum 1985 bis 1993 für die Dorferneuerung in Schles- 
wig-Holstein betrugen rund 33,4 Mio. DM (siehe Anlage 2) *). 

- Für Schleswig-Holstein wie für das gesamte Bundesgebiet gilt, daß die 
Dorferneuerung naturgemäß viele Lebensbereiche berührt, hohe Zu- 
stimmung bei den Beteiligten findet und daher umfangreiche Mitwir- 
kungsformen auslöst. Außerdem initüert sie ein Vielfaches der Förder- 
mittel an privaten Investitionen. So betrugen z. B. die Gesamtinvesti- 
tionen in der Dorferneuerung im Jahr 1992 rund 1 Mrd. DM, die staat- 
hche Förderung umfaßte davon lediglich rund 350 Mio. DM. Mithin 
wurden zwei Drittel der Investitiossumme durch Eigenleistungen der 
Gemeinden und der geförderten Privatpersonen sowie durch Beiträge 
anderer Stellen finanziert. 

- Als dringend erforderlich und nützlich erwies sich die ergänzende För- 
derung der Dorf erneuerung mit Mitteln der EU sowie durch Länderpro- 
gramme. 

Nach unserer föderativen Verfassungsordnung obliegt die Umsetzung der 
Dorferneuerung im Rahmen der GAK den Ländern. Insofern möchte ich zu 
Ihrer Frage, wie sich die Dorferneuerung unter Berücksichtigung der 
finanziellen Aufwendungen des Bundes konkret im Bundesland Schles- 
wig-Holstein ausgewirkt hat, auf die Drucksache 13/1771 des Schleswig- 
Holsteinischen Landtags - Bericht zur Förderung der Dorfentwicklung - 
vom 1. März 1994 verweisen, den ich Ihnen als Anlage 3*) beifüge. Dort 
heißt es u. a.: „Die Dorferneuerungsmaßnahmen, die mit Mitteln aus der 
Gemeinschaftsaufgabe gefördert werden, verfolgen das Ziel einer umfas- 
senden Verbesserung der Agrarstruktur in ländlichen Gemeinden. Mit 
diesen Mitteln konnte ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung der 
strukturellen Defizite in den Schwerpunktgemeinden der Dorferneuerung 
geleistet werden. " 


44. Abgeordnete Welche Gründe sind der Bundesregierung be- 

Ulrike kannt, die eine Anerkennung von Mais als „nach- 

Mehl wachsendem Rohstoff" und den damit verbunde- 

(SPD) nen finanziellen Förderungsmöglichkeiten recht- 

fertigen, und wie hoch werden die von der EU für 
den „nach wachsenden Rohstoff" Mais zu zahlen- 
den Beträge in den kommenden Jahren sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 15. April 1994 

1. Die Anerkennung von Mais als „nach wachsendem Rohstoff" und die 
damit verbundenen finanziellen Förderungsmöglichkeiten sind in 
erster Linie dadurch gerechtfertigt, daß aus Mais biologisch abbau- 
bares Verpackungsmaterial hergestellt werden kann. Durch dieses 
Verpackungsmaterial kann herkömmliches auf petrochemischer Basis 
erzeugtes Verpackungsmaterial ersetzt und damit ein sinnvoller Bei- 
trag zum Schutz der Umwelt geleistet werden. 


*) Vom Abdruck der Anlagen wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halb satz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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2. Die Höhe der von der Europäischen Union für den Anbau von Mais als 
nachwachsendem Rohstoff gezahlten Fördermittel hängt davon ab, auf 
welchen Flächen der Mais angebaut wird. 

Erfolgt der Maisanbau auf Flächen, für die Preisausgleichszahlungen 
im Rahmen der Stützungsregelung für Erzeuger bestimmter landwirt- 
schaftlicher Kulturpflanzen nach der Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 
des Rates gewährt werden, wird grundsätzlich der Preisausgleich für 
Getreide gezahlt. Die Höhe des Preisausgleiches für Getreide ist regio- 
nal unterschiedlich. Im Bundesdurchschnitt beträgt er zur Ernte 
1994 461 DM/ha und ab der Ernte 1995 593 DM/ha. 

Baut der Erzeuger den Mais als nachwachsenden Rohstoff auf Flächen 
an, die gemäß Verordnung (EWG) Nr. 1765/92 konjunkturell stillgelegt 
wurden, so kann er den Stillegungsausgleich beanspruchen. Auch die 
Höhe des Stillegungsausgleiches ist regional unterschiedlich. Er be- 
trägt im Bundesdurchschnitt ab der Ernte 1994 751 DM/ha. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


45. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung eine Ände- 
rung des § 41 Abs. 4 Satz 3 SGB VI plant, die nur 
für tarif gebundene Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer die Weiterbeschäftigung über das 
65. Lebensjahr hinaus unterbindet, während bei- 
spielsweise Krankenhaus- und Chefärzte, die 
nach § 3i ausdrücklich vom Geltungsbereich des 
Bundesangestelltentarifvertrages ausgenommen 
sind, den Weiterbeschäftigungsanspruch erhal- 
ten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 18. April 1994 


Die Koalitionsfraktionen bereiten gegenwärtig im Zusammenwirken mit 
der Bundesregierung eine Änderung des § 41 Abs. 4 SGB VI vor, die die 
bei der Anwendung dieser Vorschrift bestehenden Probleme nicht nur für 
tarifgebundene Arbeitnehmer, sondern generell einer Lösung zuführen 
soll. 


46. Abgeordneter 

Günther 

Heyenn 

(SPD) 


Ist es richtig, daß in einzelnen Arbeitsämtern in 
den neuen Bundesländern im März Anträge auf 
Förderung gemäß § 249 h AFG für bis zu 500 Be- 
schäftigten nicht genehmigt werden können, weil 
ihnen keine freien Kontingente mehr zur Verfü- 
gung stehen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 21. April 1994 


Die sogenannten Lohnkostenzuschüsse Ost gemäß § 249h AFG zur Förde- 
rung der Beschäftigung in Maßnahmen zur Verbesserung der Umwelt, der 
sozialen Dienste oder der Jugendhilfe haben seit ihrer Einführung im 
Jahre 1993 dazu geführt, daß die Zahl der dadurch geförderten Beschäftig- 
ten kontinuierlich angestiegen ist. Ende 1993 konnten bereits 63400 Ar- 
beitnehmer und Ende März 1993 sogar 79700 Arbeitnehmer gefördert 
werden. Daher sieht das vom Deutschen Bundestag am 14. April 1994 
verabschiedete Beschäftigungsförderungsgesetz eine entsprechende 
Übertragung dieser Förderungsmöglichkeit auf die alten Länder vor. 

Wegen der erfreulichen Dynamik der Entwicklung bei den Lohnkosten- 
zuschüssen Ost ist es teilweise zu Engpässen bei der Bearbeitung der 
Anträge gekommen. 


47. Abgeordneter 

Günther 

Heyenn 

(SPD) 


Gilt weiterhin der Grundsatz, daß die Anzahl der 
gemäß § 249 h AFG geförderten Arbeitsplätze von 
seiten der Bundesanstalt für Arbeit nach oben of- 
fen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 21. April 1994 

Ja. 


48. Abgeordneter 

Günther 

Heyenn 

(SPD) 


Wann wird/wurde einer Erweiterung der Kontin- 
gente durch des Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung stattgegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 21. April 1994 


Der Haushaltsplan begründet in den Erläuterungen den Mittelansatz 
damit, daß hierdurch 76105 Arbeitnehmer mit einem monatlichen Lohn- 
kostenzuschuß von 1 585 DM gefördert werden können. Dies ist ein rein 
haushaltstechnischer Vorgang, der keinesfalls eine Kontingentbeschrän- 
kung beinhaltet, denn der Haushaltsansatz ist, wie bereits in der Antwort 
auf Frage 47 dargelegt, nach oben offen. Der entsprechende Lohn- 
kostenzuschuß für eine Förderung in den alten Ländern aufgrund des 
Beschäftigungsförderungsgesetzes 1994 beträgt 2017 DM monatlich. Aus 
den Erläuterungen ergibt sich nicht ein festes Kontingent, das nur durch 
eine Genehmigung des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
erhöht werden müßte. 


49. Abgeordneter 

Günther 

Heyenn 

(SPD) 


Was sind die Gründe dafür, daß eine Erweiterung 
der Kontingente kurzfristig nicht vorgenommen 
werden kann/konnte, und führt dieser Vorgang 
nicht zu einer weiteren Verunsicherung der Trä- 
ger? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 21. April 1994 


Da die Kontingente nicht durch das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung erhöht werden mußten, konnte dadurch auch nicht eine 
Verunsicherung der Träger eintreten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


50. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, 
ob es persönliche Selbstverpflichtungen ehema- 
liger Angehöriger der Staatssicherheit oder ob es 
„sozialistische Wettbewerbe" zwischen Seil- 
schaften ehemaliger Aktivisten zum persönlichen 
Einsatz bei der Minenfreimachung des vorma- 
ligen sogenannten „antifaschistischen Schutz- 
walles" entlang der ehemaligen Staatsgrenze 
West gibt, um bei der Beseitigung dieser Hinter- 
lassenschaft des Sozialismus eine vorfristige 
Planerfüllung zu ermöglichen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 14. April 1994 


Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse über persönliche Selbst- 
verpflichtungen ehemaliger Angehöriger der Staatssicherheit oder ande- 
rer „Aktivisten” zur Beseitigung der Minen an der ehemaligen innerdeut- 
schen Grenze. 


51. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Hat die PDS-Führung der Bundesregierung die 
Mitwirkung ihrer Genossinnen/Genossen bei der 
allseitigen Minenbeseitigung als konkreten Akt 
der Wiedergutmachung kommunistischen Un- 
rechts angeboten, um einen handfesten Beitrag 
zur Beseitigung der tatsächlichen Hinterlassen- 
schaft der SED-Diktatur und damit im Kampf zur 
Erreichung des Weltniveaus in Deutschland zu 
leisten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Michaela Geiger 
vom 14. April 1994 


Angebote der PDS-Führung zur Mitwirkung bei der Minenbeseitigung 
sind nicht bekannt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie 
und Senioren 


52. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß im Ausland lebende Deutsche, die niemals 
gearbeitet haben und damit keinerlei Steuern 
und Beiträge entrichtet haben, Sozialhilfe vom 
deutschen Staat erhalten, und ist daran gedacht, 
dies zu ändern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 19. April 1994 


Im Rahmen des Gesetzes zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungs- 
programms ist die in § 119 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) enthal- 
tene Leistungsverpflichtung für Deutsche mit gewöhnlichem Aufenthalt 
im Ausland mit Wirkung vom 27. Juni 1993 erheblich eingeschränkt wor- 
den. Nach der geänderten Vorschrift kann Sozialhilfe Deutschen im Aus- 
land nur noch in besonderen Notfällen gewährt werden. Die Einschrän- 
kung des § 1 19 BSHG ist auch vor dem Hintergrund erfolgt, daß „gewöhn- 
liche" Notlagen im Sinne des § 11 BSHG dadurch beseitigt werden kön- 
nen, daß dem Hilfesuchenden die Heimführung in die Bundesrepublik 
Deutschland ermöglicht wird. 

Innerhalb der Bundesregierung wird z. Z. geprüft, ob auch eine Streichung 
des § 1 19 BSHG möglich ist. 


53. Abgeordneter Nach welchen Kriterien und in welcher Höhe 

Peter wird in diesen Fällen Sozialhilfe gezahlt? 

Götz 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 19. April 1994 


Die Sozialhilfe an Deutsche mit gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland 
wird - wie dargelegt - nur noch in besonderen Notfällen gewährt. Sie wird 
nicht gewährt, soweit sie von dem hierzu verpflichteten Aufenthaltsland 
oder von anderen gewährt wird oder zu erwarten ist. Hilfe wird ferner 
nicht gewährt, wenn die Heimführung des Hilfesuchenden geboten ist. 

Nach § 119 Abs. 4 BSHG richten sich Art, Form und Maß der Hilfe sowie 
der Einsatz des Einkommens und des Vermögens nach den besonderen 
Verhältnissen im Aufenthaltsland. Die Hilfe zum Lebensunterhalt wird in 
der Regel anhand von Regelsätzen bemessen, bei deren Festsetzung diese 
gesetzliche Bestimmung zu beachten ist. Hierbei sind das allgemeine 
Lebensniveau und die Einkommensverhältnisse der arbeitenden Bevölke- 
rung in dem jeweiligen Aufenthaltsland zu berücksichtigen. Von diesen 
Verhältnissen und der Besonderheit des Einzelfalles ist die Höhe der Hilfe 
abhängig. 
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54. Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 19. April 1994 

Ausgangspunkt für die Darstellung der Inanspruchnahme von Erzie- 
hungsgeld ist die Zahl der Geburten, wobei Mehrlings gebürten als eine 
Geburt zählen. Daten liegen für die Jahre 1987 bis 1992 vor. Der Anteil der 
Empfängerinnen und Empfänger von Erziehungsgeld lag in allen Jahren 
bei 96%. 


Wie hoch ist der Anteil der anspruchsberechtig- 
ten Eltern, die vom Recht auf Erziehungsgeld und 
Erziehungsurlaub seit Inkrafttreten des Bundes- 
erziehungsgeldgesetzes am 1. Januar 1986 Ge- 
brauch gemacht haben? 


55. Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


In welchen Bundesländern wird im Anschluß 
an das Erziehungsgeld nach dem Bundeserzie- 
hungsgeldgesetz ein Landeserziehungsgeld oder 
eine vergleichbare Leistung gewährt, und in wel- 
chen Ländern sind derartige einmal eingeführte 
Leistungen wieder gestrichen oder einge- 
schränkt worden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 19. April 1994 

Landeserziehungsgeld oder Famiüengeld wird im Anschluß an das Erzie- 
hungsgeld in Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Sachsen und 
Thüringen gewährt. In Berlin ist das früher gezahlte Familiengeld ein- 
gestellt worden. 


56. Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


Wie haben sich die Aufwendungen des Bundes 
für Kindergeld nach dem Bundeskindergeld- 
gesetz, für Erziehungsgeld nach dem Bundes- 
erziehungsgeldgesetz und für Mutterschaftsgeld 
nach dem Mutterschutz ge setz in den Jahren 1986 
bis 1993 entwickelt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 19. April 1994 


In den Jahren 1986 bis 1993 haben sich die Aufwendungen des Bundes für 
Kindergeld, Erziehungsgeld und im Zusammenhang mit Mutterschafts - 
geld folgendermaßen entwickelt: 



Kindergeld 

Erziehungsgeld 

Pauschbetrag für 
Mutterschaftsgeld- 
zahlungen u. ä. 


Mio. 

Mio. 

Mio. 

1986 

14 278 

1 664 

135 

1987 

14 050 

3 121 

136 

1988 

14 014 

3 322 

142 

1989 

13 983 

4 042 

143 

1990 

14 619 

4 590 

160 

1991 

20 477 

5 906 

222 

1992 

21 987 

, 7 222 

209 

1993 

21 689 

6 823 

199 
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Mutterschaftsgeld ist eine Leistung der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung. Der Bund hat lediglich bis 1993 für jeden Fall, in dem Mutterschafts- 
geld gezahlt worden ist, der gesetzlichen Krankenversicherung einen 
Pauschbetrag von 400 DM gezahlt. Außerdem trägt der Bund die Kosten 
für einen Pauschbetrag, der an Arbeitnehmerinnen, die nicht Mitglied der 
gesetzlichen Krankenversicherung sind, bis zur Höhe von 400 DM gezahlt 
wird, für Sonderunterstützungen vor Beginn der Mutterschutzfrist und für 
den Zuschuß zum Mutterschaftsgeld für Hausgehilfinnen, deren Arbeits- 
verhältnis zulässig aufgelöst worden ist. 


57. Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die in Frage 56 genannten Aufwen- 
dungen des Bundes in den Jahren 1986 bis 1993 
in der Stadt Freiburg und im Landkreis Breisgau- 
Hochschwarzwald gewesen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 19. April 1994 


Dazu liegen der Bundesregierung keine Daten vor. 


58. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß eine Mutter zur Erlangung von Kin- 
dergeld die Unterschrift des Ehemannes benötigt, 
obgleich dieser nicht der leibliche Vater der Kin- 
der und also auch nicht zu Unterhaltsleistungen 
verpflichtet ist, andererseits das Jugendamt für 
den Unterhalt der unehelichen Tochter eben die- 
ses Ehemannes alles bis auf den Selbstbehalt für 
eine Person pfänden darf, ohne die aktuell beste- 
hende Familie in der Weise zu berücksichtigen, 
daß Ehefrau und Kinder in die Berechnung der 
Grundlage für die Pfändungsgrenze miteinbe- 
zogen werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 19. April 1994 


Eine Mutter benötigt zur Erlangung von Kindergeld nicht die Unterschrift 
ihres Ehemannes, wenn dieser nicht der Vater der Kinder ist. Das Kinder- 
geld ist ihr vielmahr auf einen allein von ihr unterschriebenen Antrag hin 
zu bewilhgen. Sie begibt sich damit aber der Möglichkeit, durch Verzicht 
zugunsten des Ehemannes dessen nichteheliche Tochter anspruchs- 
erhöhend zu berücksichtigen. 

Kindergeldrechtlich werden die in einem ehelichen Haushalt lebenden 
Kinder bei beiden Ehegatten berücksichtigt, außerhalb des Haushalts 
lebende Kinder aber nur bei ihrer Mutter bzw. ihrem Vater. Für die ein- 
kommensabhängige Höhe des Kindergeldes ist das gemeinsame Einkom- 
men der Eheleute maßgebend; der Unterhalt für ein außerhalb des Haus- 
halts lebendes Kind, für das dessen nicht zum ehelichen Haushalt gehö- 
render anderer Elternteil das Kindergeld bezieht, wird vom Einkommen 
abgezogen. In dem von Ihnen geschilderten Fall ergeben sich unter der 
Annahme, daß das nichteheliche Kind des Ehemannes älter als die Kinder 
der Ehefrau ist, folgende Alternativen: 
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Wenn die Mutter Kindergeld beantragt, erhält sie für ihre drei Kinder Kin- 
dergeld. Es beträgt 420 DM monatlich und wird gegebenenfalls bis auf 
den Sockelbetrag von 280 DM monatlich gemindert, wenn das Einkom- 
men der Eheleute 54200 DM übersteigt. Als Einkommen gilt die Summe 
der positiven Einkünfte abzüglich Einkommensteuer, Kirchensteuer, Ver- 
sorgungsaufwendungen und Unterhaltszahlung des Ehemannes für seine 
Tochter. Die Minderung erfolgt stufenweise. Für je 480 DM Jahresein- 
kommen über der genannten Grenze erfolgt eine Minderung um 20 DM 
monatlich. 

Wenn die Mutter zugunsten ihres Ehemannes auf das Kindergeld verzich- 
tet, erhält dieser für drei Kinder - aber für ein zweites, ein drittes und vier- 
tes Kind - 590 DM monatlich Kindergeld, das bei Überschreitung der Ein- 
kommensgrenze von 54 200 DM in derselben Weise wie in der vorstehen- 
den Alternative stufenweise bis auf den Sockelbetrag von 350 DM gemin- 
dert wird. 

Bei sehr hohen Einkommen, nämlich bei Antragstellung der Mutter ab 
100 000 DM netto, bei Antragstellung des Ehemannes ab 109 200 DM 
netto, würde das Kindergeld auf 210 DM monatlich gemindert. 

Bei der Festsetzung der Höhe eines Unterhaltsanspruchs können nach 
dem Unterhaltsrecht des Bürgerlichen Gesetzbuches nur diejenigen Per- 
sonen berücksichtigt werden, denen der Schuldner gegenüber gesetzlich 
unterhaltsverpflichtet ist. Dies gilt nach § 850 der Zivilprozeßordnung 
auch bei der Berechnung der Höhe der pfändbaren Beträge bei der Voll- 
streckung wegen Unterhaltsforderungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Frauen 
und Jugend 


59. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Welche Informationen über die Sekte „Universel- 
les Leben" liegen der Bundesregierung vor, und 
wie beurteilt die Bundesregierung diese Vereini- 
gung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Cornelia Yzer 
vom 15, April 1994 


In Beantwortung einer parlamentarischen Anfrage (Drucksache 12/5529) 
hat die Bundesregierung am 3. August 1993 erklärt, daß ihr Erkenntnisse 
über die Organisation „Universelles Leben" vorliegen, die auf mögliche 
Gefährdungen für die Persönlichkeitsentwicklung und die sozialen 
Bezüge junger Menschen hindeuten. 

Darüber hinaus bereitet das Bundesministerium für Frauen und Jugend 
zur Zeit unter Einbeziehung der Erfahrungsberichte der zu diesem Pro- 
blemfeld eingesetzten Bund-Länder-Kommission die Herausgabe einer 
gemeinsam von Bund und Ländern erarbeiteten Broschüre „Sog. Jugend- 
sekten und Psychogruppen in der Bundesrepublik Deutschland" vor, in 
die auch die Organisation „Universelles Leben" auf genommen werden 
soll. 
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Die Herausgabe dieser Broschüre ist jedoch zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt nicht möglich, weil unter anderem die Organisation „Universelles 
Leben" eine einstweilige Anordnung gegen die Aufnahme in die Bro- 
schüre erwirkt hat. Das Bundesministerium für Frauen und Jugend hat 
dagegen Beschwerde eingelegt. Nach Lage der Dinge wird mit einer Ent- 
scheidung nicht vor Ablauf von drei Monaten gerechnet werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


60. Abgeordneter 

Jörg 

van Essen 

(F.D.P.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Qualifika- 
tion ehemaliger Sanitätssoldaten der Bundes- 
wehr nach der durchlaufenden Ausbildung an 
der Sanitätsakademie der Bundeswehr in Verbin- 
dung mit einem späteren weiteren Staatsexamen 
als Masseur und medizinischer Bademeister im 
Vergleich zu den Physiotherapeuten, die in der 
ehemaligen DDR ihre Qualifikation im Fernstu- 
dium erworben haben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr, Sabine Bergmann-Pohl 
vom 16. April 1994 


Die Ausbildung von Masseuren und medizinischen Bademeistern richtet 
sich nach dem Masseur- und Krankengymnastengesetz (MKG) vom 
21. Dezember 1958. Die Schwerpunkte der Ausbildung liegen auf den 
Gebieten Massage, Elektro-, Balneo- und Wärmetherapie. Der Deutsche 
Bundestag hat in zweiter und dritter Lesung ein neues Masseur- und Phy- 
siotherapeutengesetz beschlossen, das, sofern der Bundesrat zustimmt, 
am 1. Juni 1994 in Kraft treten soll. Auch dieses legt die Schwerpunkte der 
Ausbildung zum Masseur und medizinischen Bademeister auf die oben- 
genannten Gebiete. 

Die Sanitätsausbildung der Bundeswehr erfolgt in Stufenform. Ausbil- 
dungsschwerpunkt ist auf jeder Stufe mit Ausnahme der Stufe San IV (sog. 
Spezialistenebene) die Krankenpflege. Im Lehrgang San IV werden auch 
andere Ausbildungsinhalte vermittelt, so die eines Rettungssanitäters, 
Zahnarztgehilfen, Instrumenteurs und OP- Gehilfen oder eines Röntgen- 
gehilfen. In keiner der fünf Ausbildungsstufen werden jedoch physiothe- 
rapeutische Ausbildungsinhalte vermittelt. Die bei der Bundeswehr täti- 
gen Masseure und medizinischen Bademeister sind entweder Angestellte, 
die aufgrund dieser Ausbildung eingestellt wurden, oder Soldaten, die die 
Ausbildung aus dem Zivilberuf mitbringen. 

Das Fernstudium zum Physiotherapeuten in der ehemaligen DDR ent- 
sprach inhaltlich der Physiotherapeutenausbildung im Direktstudium. 
Beide Ausbildungen schlossen mit der gleichen Prüfung ab. Schwerpunkt 
der Ausbildung war das Gebiet der Bewegungstherapie. Daneben wurden 
auch Kenntnisse in der Massage, Elektro-, Balneo- und Thermotherapie 
vermittelt. 
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Aus den dargestellten Schwerpunkten der Ausbildung folgt, daß die 
Berufe des Masseurs und medizinischen Bademeisters und des Physiothe- 
rapeuten der ehemaligen DDR im Fern- oder Direktstudium auf den Ge- 
bieten der Massage, Elektro-, Balneo-, Thermo- bzw, Wärmetherapie in- 
haltliche Übereinstimmungen aufweisen. Diese Aussage trifft nicht auf die 
an der Sanitätsakademie der Bundeswehr durchlaufene Ausbildung zum 
Sanitätssoldaten der Bundeswehr zu, die ihren Schwerpunkt auf dem 
krankenpflegerischen Gebiet hat und in der keine physiotherapeutischen 
Kenntnisse vermittelt werden. Umgekehrt sind krankenpflegerische 
Inhalte weder Bestandteil der Ausbildung zum Masseur und medizini- 
schen Bademeister noch zum Physiotherapeuten der ehemaligen DDR. 

Es mach daher nach Ansicht der Bundesregierung bei einem Vergleich mit 
der im Fernstudium erworbenen Physiotherapeutenausbildung der ehe- 
maligen DDR keinen Unterschied, ob ein Masseur und medizinischer 
Bademeister zusätzlich eine Sanitätsausbildung der Bundeswehr durch- 
laufen hat. 


61. Abgeordneter 

Horst 

Jaunich 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für zulässig, daß 
Krankenkassen im Hinblick auf die Wahlfreiheit 
zum 1. Januar 1997 schon jetzt Anmeldungen für 
ihre Kassen akquirieren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 16. April 1994 

Maßnahmen von Krankenkassen zur Werbung von Mitgliedern, die erst 
ab 1996 ein Kassenwahlrecht haben, sind grundsätzlich auch vor Inkraft- 
treten der betreffenden Gesetzesregelungen zulässig. Voraussetzung ist, 
daß dabei die Grenzen des Krankenversicherungs- und Wettbewerbs- 
rechts nicht überschritten werden. Die rechtswirksame Ausübung der 
neuen Kassenwahlrechte ist jedoch frühestens ab 1. Januar 1996 mit Wir- 
kung in der Regel ab 1. Januar 1997 möglich. 

Die Regelungen des Gesundheitsstrukturgesetzes über die Einführung 
umfassender Kassenwahlrechte der Mitglieder in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung (§§ 173 bis 177 SGB V n. F.) treten zum 1. Januar 1996 in 
Kraft. Nach diesen Regelungen setzt ein Kassenwechsel die Kündigung 
der Mitgliedschaft bei der bisherigen Krankenkasse durch das Mitglied 
voraus, die mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des Kalenderjahres 
möglich ist. Ein Kassenwechsel zum 1. Januar 1997 setzt also eine Kündi- 
gungvoraus, die der bisherigen Krankenkasse spätestens bis zum 30. Sep- 
tember 1996 vorliegen muß. Voraussetzung für das Wirksamwerden der 
Kündigung ist die Vorlage einer Mitgliedsbescheinigung, die von der 
gewählten Krankenkasse auszustellen ist (§ 175 Abs. 4 SGB V n. F.). Die 
Spitzenverbände der Krankenkassen sind ferner ab 1. Januar 1996 ver- 
pflichtet, für die Ausübung der neuen Kassenwahlrechte einheitliche Ver- 
fahren und Vordrucke zu vereinbaren (§ 175 Abs. 6 SGB V). 

Aus diesen gesetzlichen Vorgaben wird deutlich, daß Anmeldungen bei 
einer Krankenkasse mit dem Ziel der Ausübung des neuen Kassenwahl- 
rechts vor Inkrafttreten der Neuregelung ab 1. Januar 1996 keine recht- 
liche Wirkung entfalten. Die Krankenkassen haben die Versicherten ent- 
sprechend aufzuklären. Insoweit bestehen aus Sicht der Bundesregierung 
gegen entsprechende Aktivitäten der Krankenkassen vor dem 1. Januar 
1996 keine durchgreifenden Bedenken. Der Versicherte kann letztlich bis 
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zum Ablauf der Kündigungsfrist am 30. September 1996 über einen Kas- 
senwechsel mit Wirkung zum 1. Januar 1997 entscheiden. Vorher abgege- 
bene Absichtserklärungen oder Anmeldungen durch den Versicherten 
stehen dem nicht entgegen. Unzulässig wären derartige Aktivitäten aller- 
dings, wenn die Krankenkassen dabei die Grenzen des lauteren Wettbe- 
werbs, des Datenschutzes oder ihre Aufklärungspflichten verletzen wür- 
den. 

Über die Wahlmöglichkeiten der Versicherten und die dabei zu beachten- 
den Fristen wird auch die Bundesregierung im Rahmen ihrer Öffentlich- 
keitsarbeit frühzeitig informieren. 


62. Abgeordneter 

Horst 

Jaunich 

(SPD) 


Sind der Bündesregierung entsprechende Aktivi- 
täten insbesondere der Ersatzkassen bekannt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr, Sabine Bergmann-Pohl 
vom 16. April 1994 


Der Bundesregierung sind entsprechende rechtlich unzulässige Aktivi- 
täten der Krankenkassen nicht bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


63. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


In welcher Höhe ist in den Jahren 1983 bis 1993 
der öffentliche Personennahverkehr in Nieder- 
bayern auf direktem und indirektem Wege durch 
Bundesmittel gefördert worden, und welche För- 
dermittel sind nach den bestehenden Planungen 
bis zum Jahr 2000 eingeplant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 19. April 1994 


Von 1983 bis 1991 flössen 25,1 Mio. DM im Rahmen des Bundespro- 
gramms nach § 6 Abs. 1 des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
(GVFG) nach Niederbayern (Grenzen des Regierungsbezirks). In den Jah- 
ren 1992 und 1993 wurden keine Mittel für ÖPNV- Vorhaben in diesem 
Raum zur Verfügung gestellt. 

In den Jahren 1992 und 1993 erhielt das Land Bayern Mittel in Höhe von 
rd. 463 bzw. 624 Mio. DM für sein GVFG-Landesprogramm nach § 6 Abs. 2 
GVFG. Die Verteilung dieser Mittel obliegt dem Land; es kann daher sei- 
tens der Bundesregierung nicht gesagt werden, in welchem Umfang hier- 
von Mittel für Niederbayern bereitgestellt wurden. 
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Im zur Zeit noch gültigen GVFG-Bundesprogramm (1993 bis 1997) sind für 
diese Region nach § 6 Abs. 1 GVFG keine Beträge eingeplant. 

Für das GVFG-Landesprogramm nach § 6 Abs. 2 GVFG wird das Land 


Bayern Mittel in folgender Höhe erhalten 

1994: 

666,74 Mio. DM 

1995: 

728,70 Mio. DM 

1996: 

728,70 Mio. DM 

1997: 

380,14 Mio. DM 

1998: 

380,14 Mio. DM 


In welchem Umfang diese Mittel oder Transfermittel der Regionalisierung 
für den Personennahverkehr in Niederbayern eingeplant sind oder ein- 
geplant werden, kann seitens der Bundesregierung nicht gesagt werden. 

Über das Jahr 1998 hinaus können noch keine Aussagen getroffen wer- 
den. 


64. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Welche konkreten Planungen hat die Bundes- 
regierung bezüglich einer einheitlichen deut- 
schen bzw. europäischen Küstenwache (Coast 
Guard) unter Einschluß der Standortfrage für die 
dafür benötigte Bundesbehörde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 15. April 1994 

Die Bundesregierung hat bereits in der Beantwortung der Großen Anfrage 
„Überwachung der Küstengewässer in Deutschland" (Drucksache 
12/4700 vom 6. April 1993) zu Fragen einer möglichen einheitlichen deut- 
schen bzw. europäischen Küstenwache Stellung genommen. 

Sie vertritt die Auffassung, daß zunächst die gemeinsame Koordinierung 
des Einsatzes der Überwachungskräfte des Bundes unter Beibehaltung 
bestehender originärer Zuständigkeiten vordringliche Aufgabe sein 
sollte. 

Eine interministerielle Arbeitsgruppe hat dazu Vorschläge ausgearbeitet, 
die von den zuständigen Bundesressorts gebilligt wurden. 

Danach ist vorgesehen, zwei gemeinsame Einsatzkoordinierungsstellen 
mit Vertretern der beteiligten Behörden einzurichten (für die Nordsee in 
Cuxhaven, für die Ostsee in Neustadt/Holstein). 

Ein „Gemeinsamer Ausschuß Küstenwache" aus Vertretern der beteilig- 
ten Mittel-ZOberbehörden soll die reibungslose Zusammenarbeit über- 
wachen und die Erfahrungen mit der gemeinsame Einsatzkoordinierung 
auswerten. 

Die Schaffung einer eigenständigen Bundesbehörde sehen die Vor- 
schläge nicht vor. 

Gegenwärtig liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse über Be- 
strebungen der EU-Kommission zur Einrichtung einer „Europäischen 
Küstenwache" vor. 
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Die Maßnahmen für eine gemeinsame Einsatzkoordinierung beziehen 
sich zunächst ausschließlich auf den Zuständigkeitsbereich des Bundes, 
eröffnen jedoch gleichzeitig Möglichkeiten einer Beteiligung der Küsten- 
länder an dem Koordinierungsverbund zu einem späteren Zeitpunkt. 

Das Bundeskabinett wird sich voraussichtlich in einer der nächsten Sit- 
zungen mit dem Vorhaben der zuständigen Bundesressorts befassen. 

Im Anschluß daran ist beabsichtigt, der Präsidentin des Deutschen Bun- 
destages eine ergänzende Information zur Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage „Überwachung der Küstengewässer in Deutsch- 
land" zuzuleiten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


65. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Bau eines 
tschechischen Atomkraftwerkes in Temelin, des- 
sen Risikowahrscheinlichkeit weit größer als bei 
vergleichbaren Einrichtungen westlicher Kon- 
struktionen ist? 


66. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Wird nach Auffassung der Bundesregierung die 
deutsche Bevölkerung durch das Kraftwerk 
gefährdet? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 13. April 1994 

Das KKW Temelin wird mit Reaktoren des Typs WWER 1000/320 ausge- 
rüstet. Entsprechend den von westlichen Experten angefertigten Sicher- 
heitsstudien gilt dieser Typ als auf westlichen Sicherheitsstandard nach- 
rüstbar. 

Mit entsprechenden Nachrüstungen des KKW in Temelin kann ein solches 
Sicherheitsniveau erreicht werden, daß eine Gefährdung der deutschen 
Bevölkerung nicht zu besorgen wäre. 

Eine Abschätzung der nach einer Nachrüstung verbleibenden Risiko- 
wahrscheinlichkeit liegt noch nicht vor; keinesfalls aber ist ein Risikover- 
gleich der ursprünglichen - nicht mehr zur Diskussion stehenden - Aus- 
legung (ohne Nachrüstung) mit westlichen Druckwasserreaktoren sinn- 
voll. 

Im September 1992 wurde zwischen der damals zuständigen Tschechoslo- 
wakischen Kommission für Atomenergie, der französischen Direction de la 
Surete des Installations Nucleaires (DSIN) und dem BMU ein Memoran- 
dum of Understanding zur Unterstützung der zuständigen Genehmi- 
gungsbehörde bei der Sicherheitsbewertung des KKW Temelin abge- 
schlossen. Damit ist die Möglichkeit gegeben, die hohen deutschen und 
französischen Sicherheitsanforderungen in das Genehmigungsverfahren 
einzubringen. 
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67. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß die Kommission der EU ein 
Gutachten über den Bau von Temelin anfertigen 
ließ, aus dem hervorgeht, daß das Atomkraftwerk 
als nicht verwendungsfähig eingestuft wird? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 13. April 1994 


Der Bundesregierung ist kein im EU- Auftrag erstelltes Gutachten zum 
nachgerüsteten Konzept und somit auch keine angeblich existierende 
Einstufung dieses Konzepts als „nicht verwendungsfähig" bekannt. 


68. Abgeordneter 
Josef 
Hollerith 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung gegen den 
Bau des Atomkraftwerkes in Temelin zu unter- 
nehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 13. April 1994 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, sich gegen den Fertigbau des 
KKW mit nachgerüsteter Technologie zu wenden. Im Rahmen eines seit 
dem 30. Mai 1990 bestehenden bilateralen Abkommens zur gegenseitigen 
Information mit zugehörigen Absprachen wird die Bundesregierung über 
die Entwicklung bezüglich Temelin von der tschechischen Seite ausrei- 
chend informiert. 


69. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kühler 

(SPD) 


Welche Informationen besitzt die Bundesregie- 
rung über die Gefahr einer radioaktiven Verseu- 
chung großer Teile des Norwegischen Meeres 
durch das 1989 gesunkene russische Atom-U- 
Boot „Komsomolez" und insbesondere über den 
Stand des russischen Vorhabens, in diesem Som- 
mer einen Schutzmantel um das Boot zu errich- 
ten? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 14. April 1994 


Die Beurteilung der Gefährdung von Mensch und Umwelt durch die Frei- 
setzung radioaktiver Stoffe aus dem Wrack der Komsomolez hat sich auch 
aufgrund der zwischenzeitlich weitergeführten Radioaktivitätsunter- 
suchungen gegenüber der Ihnen auf Ihre schriftliche Frage vom 30. No- 
vember 1992 mit meinem Schreiben vom 10. Dezember 1992 gegebenen 
Antwort nicht geändert. 

Der Bundesregierung liegen bezüglich des Vorhabens zur Ummantelung 
des Wracks keine näheren Informationen vor. Ihr ist jedoch bekannt, daß 
über eine derartige Maßnahme derzeit in der Russischen Föderation bera- 
ten wird. 
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70. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kübler 

(SPD) 


Welche konkreten Maßnahmen plant die Bun- 
desregierung, um den FCKW-Import aus Dritt- 
ländern in die Europäische Union zu stoppen, und 
wie hoch schätzt sie die europaweit importierten 
Mengen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 14. April 1994 

Die Europäische Kommission hat für das Jahr 1994 eine Importquote bis zu 
26000 Tonnen gebrauchter oder recycelter FCKW aus Drittländern in die 
Europäische Union eröffnet. Firmen, die ein Kontingent aus dieser Quote 
in Anspruch nehmen wollen, müssen zuvor eine Importlizenz bei der Kom- 
mission beantragen. In der Vergangenheit sind derartige Lizenzen nie in 
vollem Umfang ausgeschöpft worden, in der Bundesrepublik Deutschland 
z. B. seit 1990 nicht einmal zur Hälfte. 

Zu den tatsächlichen Importmengen in die übrigen Mitgliedstaaten der 
Union liegen der Bundesregierung keine zuverlässigen Angaben vor. 

Die Bundesregierung hat nach der geltenden Verordnung (EWG) Nr. 
594/91 des Rates vom 4. März 1991 (ABI. EG Nr. L 67 vom 14. März 1991, 
S. 1) keine Eingriffsmöglichkeit, FCKW-Importe, die in andere Mitglied- 
staaten der Europäischen Union gehen, zu stoppen. In der Bundesrepublik 
Deutschland kann ein FCKW-Import nur dann verhindert werden, wenn 
die betreffende Importlizenz unrechtmäßig erlangt wurde oder wenn die 
Verwendung der zu importierenden FCKW in der Bundesrepublik 
Deutschland nach der FCKW-Halon-Verbots-Verordnung untersagt ist. 
Damit dies überprüft werden kann, müssen Firmen, die FCKW in die Bun- 
desrepublik Deutschland importieren wollen, zusätzlich zur Importlizenz 
der Europäischen Union eine gesonderte Einfuhrgenehmigung nach dem 
Außenwirtschaftsgesetz beim Bundesamt für Wirtschaft beantragen. 

Mit der Importgenehmigung von 26000 Tonnen FCKW darf sich die 
Gemeinschaft nicht dem Verdacht aussetzen, ihre Verpflichtung zum 
Schutz der Ozonschicht in der Praxis nicht ernstzunehmen. Bundesmini- 
ster Dr. Klaus Töpfer hat daher nachdrücklich vor einem Widerspruch 
zwischen eingegangenen Verpflichtungen und tatsächlichem Handeln 
gewarnt. 

Er hat die Kommission aufgefordert, die gesamte Quotenzuteilung einzu- 
stellen, sobald die Produktion von FCKW bis 1. Januar 1995 beendet ist. 
Gleichzeitig fordert er Garantien der Industrie, daß von allen Stoffen, die 
von ihr als Zwischenprodukte eingesetzt werden, keine Gefahr für die 
Ozonschicht ausgeht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekonfimunikation 


71. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung für deutsche Firmen, die Massenpostsen- 
dungen wesentlich preisgünstiger über ausländi- 
sche Postämter (z. B. in Frankreich) an ihre in 
Deutschland ansässigen Adressaten versenden, 
den deutschen Postweg wieder attraktiver und 
preisgünstiger zu gestalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 14. April 1994 


Die Einlieferung von Postsendungen bei Postämtern im Ausland durch in 
Deutschland ansässige Absender mit dem Zweck, diese Sendungen wie- 
der nach Deutschland zu transportieren und in Deutschland ansässigen 
Empfängern zuzustellen (Remailing), verstößt gegen Artikel 25 des Welt- 
postvertrages. Es handelt sich hierbei um eine Thematik, mit der sich auch 
die EG-Kommission befaßt. 

Folgende Maßnahmen sollen künftig das Remailing verhindern: 

Mit ausländischen Postverwaltungen werden Verhandlungen geführt, die 
die Anhebung der Endvergütungen und damit eine Kostenanpassung zur 
Folge haben. Wird dieses Ziel erreicht, entfällt für den Absender der 
Anreiz des Remailings. 

Im Zusammenhang mit dem Produkt „Infopost" ist eine Erweiterung des 
Angebots geplant, mit der die Einlieferung von unsortierter Infopost für 
den Absender möglich wird. Die Preisgestaltung für dieses Produkt kann 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht konkretisiert werden; sie soll 
jedoch geeignet sein, dem Postkunden eine interessante Versandalterna- 
tive anzubieten, die ein Remailing erübrigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung 
und Technoiogie 


72. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang hält die Bundesregierung 
den Einsatz von Elektroautos in der Zukunft für 
wirtschaftlich sinnvoll und möglich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 15. April 1994 

Die weltweiten Aktivitäten im Vorfeld der Einführung von Elektrofahr- 
zeugen haben sich durch zunehmende Forschung und Entwicklung seit 
dem Ende der 80er Jahre deutlich verstärkt. Maßgeblicher Auslöser dafür 
sind die gesetzlichen Regelungen im Rahmen der Novellierung des Clean 
Air Act in den USA und insbesondere die daraus resultierenden Fest- 
legungen in Kalifornien. Diesen wollen sich bis jetzt 13 Bundesstaaten in 
den USA anschließen. 

Die Bundesregierung hat auf diese Entwicklungen in vielfältiger Weise 
reagiert. Ich verweise hierbei auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zum Thema Elek- 
trofahrzeuge vom 12. März 1992 (Drucksache 12/2247) und auf die Unter- 
richtung der Bundesregierung über die vierte Fortschreibung des Berich- 
tes über die Förderung des Einsatzes von Elektrofahrzeugen vom 7. Sep- 
tember 1992 (Drucksache 12/3222). 
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In der Antwort der Bundesregierung auf die genannte Große Anfrage wird 
festgestellt, daß trotz der Fortschritte bei der Technik der elektrischen 
Energiespeicherung und insbesondere bei der Entwicklung von Hoch- 
energiebatterien das praxistaugliche Elektroauto zur Zeit ein Straßenfahr- 
zeug mit eingeschränkten Nutzungsmöglichkeiten gegenüber herkömm- 
lichen Fahrzeugen ist. Da jedoch gerade im Nahverkehr die umweltsen- 
siblen Bereiche wie z. B. Innenstädte sowie Wohn-, Kur- und Erholungsge- 
biete tangiert werden, kann der Umweltvorteil des Elekroautos hier voll 
genutzt werden. Dort wo das Elektrofahrzeug eindeutig Umweltvorteile 
hat, sind seine auch bei einer Serienproduktion voraussichtlich höheren 
Herstellkosten, die im wesentlichen durch die Batterien bedingt sind, am 
ehesten zu rechtfertigen bzw. zu kompensieren. Elektrofahrzeuge haben 
unter allen derzeitig diskutierten alternativen Antriebstechnologien den 
Vorteil, daß für ihre schrittweise Einführung die Energieversorgung vor- 
handen ist und die verfügbare Infrastruktur dafür genutzt werden kann. 

Zu den wirtschaftlichen Aspekten des Elektroautos führt die vierte Fort- 
schreibung des Berichts der Bundesregierung u. a. aus: „Trotz der ver- 
gleichsweise geringen Reichweite von Elektrofahrzeugen ist deren 
Anwendungspotential jedoch relativ hoch. Eine im Auftrag des Bundesmi- 
nisteriums für Verkehr erstellte Studie weist aus, daß bereits heute 4,5 Mil- 
lionen Pkw in den alten Bundesländern durch Elektrofahrzeuge ersetzt 
werden könnten, ohne die Mobilität der Benutzer einzuschränken. Wie 
weit dieses Potential am Markt ausschöpfbar sein wird, wird weitgehend 
von der weiteren Preisentwicklung bei Elektrofahrzeugen und insbeson- 
dere bei deren Antriebsbatterien abhängen. Zur Zeit sind diese Preise 
noch nicht konkurrenzfähig. Aber auch Randbedingungen wie z. B. 
Benutzervorteile in bestimmten Gebieten oder auch die Entwicklung der 
Betriebskosten konventioneller Fahrzeuge werden hier von Bedeutung 
sein. " 

Für eine generelle Einführung von Elektrofahrzeugen gibt es z. Z. noch 
technologische und wirtschaftliche Hindernisse. Die künftige technische 
Entwicklung der Elektrofahrzeuge und deren Einführung wird von den 
beteiligten Firmen und der Bundesregierung positiv beurteilt. 

Die wichtigsten Daten des vom Bundesministerium für Forschung und 
Technologie mit über 22 Mio. DM geförderten Flottenversuchs auf der 
Insel Rügen mit neuen Komponenten in 60 Prototyp-Fahrzeugen der neu- 
esten Generation, des Telekom- Versuchs mit 20 Elektro- und 10 Hybrid- 
fahrzeugen und des Postversuchs mit ca. 40 Fahrzeugen, die das Zink- 
Luft-Batteriesystem erproben sollen, sind in der Anlage zusammenge- 
stellt. 

Ergänzend dazu gibt es derzeit Überlegungen zu einem Forschungsver- 
bundprojekt, in dem die dritte Generation von Hochleistungsantriebs- 
batterien untersucht werden soll, u. a. Lithium-Feststoff-Speicher. 

Neben diesen technologischen Ansätzen wurden im Hinblick auf rele- 
vante Aktivitäten in anderen Ländern, insbesondere den USA, Japan und 
Frankreich, auch in der Bundesrepublik Deutschland erste Schritte zur 
Erarbeitung einer Einführungsstrategie für Elektrofahrzeuge unternom- 
men. Unter Moderation des BMFT haben die deutsche Automobilindu- 
strie, die Batteriehersteller und die Elektroversorgungsunternehmen 
einen ersten Vorschlag hierzu unterbreitet. Auf dieser Basis wird nun eine 
interministerielle Arbeitsgruppe unter Federführung des BMFT die Hal- 
tung der Bundesregierung zur Einführung von Elektrostraßenfahrzeugen 
und den dazu notwendigen Rahmenbedingungen erarbeiten. 

Diese Aktivitäten der Bundesregierung werden ergänzt durch die jüng- 
sten Absichtserklärungen der deutschen Autohersteller über die Ent- 
wicklung von kleinen und leichten Stadtfahrzeugen. Ein solcher um- 
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weit- und energiefreundlicher Trend käme besonders dem Elektroantrieb 
entgegen, und daher wurden für diese Fahrzeuge folgerichtig verschie- 
dene Antriebs Varianten, darunter auch der Elektromotor, angekündigt. 
Die Hersteller sind ferner bestrebt, auch bei diesen kleinen und leichten 
Fahrzeugen ein hohes Maß an Sicherheit zu realisieren, was zum Teil neue 
Lösungen erfordert. 

Das Elektrofahrzeug hat generell die Wettbewerbsfähigkeit zum beste- 
henden System noch nicht erreicht. Bei seinem Einsatz in umweltsen- 
siblen Nischen können die bestehenden Mehrkosten gegenüber her- 
kömmlichen Fahrzeugen durch die eindeutigen Umweltvorteile am Ort 
des Einsatzes jedoch heute schon gerechtfertigt sein. 

Zur Zeit besitzen die deutsche Automobilindustrie und die Batterieherstel- 
ler im internationalen Vergleich noch einen bemerkenswerten technologi- 
schen Vorsprung, den es gilt, durch rasche Umsetzungsprozesse in serien- 
fähige Produkte beim Zukunftsmarkt „Elektrofahrzeug" zu beschleuni- 
gen. 


Flottenversuche mit Elektro -/Hybrid- Fahrzeugen in Deutschland 


Versuch 

Versuchs- 

durchführung 

Beginn/ 

Laufzeit 

Kosten 
Mio. DM 

Einsatz- 

gebiet 

Fahrzeuganzahl/ 

Hersteller 

„Rügen- 

Versuch" 

BMFT, DAUG, TÜV, 
BMW, MB, NEOPLAN, 

OPEL, VW 

AAB, ABB, DAHO 
IFEU Heidelberg 

HTW Dresden 

PE/HEVAG 

Beginn: 
Oktober 1991 

Laufzeit: 

57 Mon. 

37,3 

Insel Rügen 

8 BMW 3er (E) 

10 MB 190 (E) 

10 Opel Astra Caravan (E) 

9 VW Golf (E) 

10 MB 100 Transporter (E) 

10 VW Caravelle (E) 

3 Neoplan-Metroliner (E) 

„Telekom- 

Versuch" 

I 

Telekom 

Beginn: 
Januar 1994 

Laufzeit: 

36 Mon. 

10,0 

Großraum 

Köln 

10 VW Golf Ecomatic (SNA) 

5 Opel Astra Impuls (E) 

5 Ford Ecostar (E) 

5 Hotzenblitz (E) 

5 Colenta Varica Kleintr. (E) 
10 el- di- car Transporter (H) 

„Post- 

Versuch" 

Deutsche Bundespost 
POSTDIENST 

Electric Fuel Ltd, 

Israel 

TÜV Bayern Sachsen 

vorauss. 
Beginn: 1995 

vorauss. 

Laufzeit: 

24 Monate 

nicht 

bekannt 

Großraum 

Bremen 

ca. 20 - 25 MB-Fahrzeuge 
und 20 weitere PKW 

mit Zink/Luft-Batteriesystem 


E == Elektro, SNA = Schwungnutz -Automatik, H = Hybrid 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft 


73. Abgeordneter 

Dieter 

Schanz 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß von den im Rahmen der ent- 
wicklungspohtischen Zusammenarbeit gewähr- 
ten Mitteln für Bangladesch nur ein Bruchteil 
abgerufen wurde und dies eine Reduzierung der 
zukünftig zu gewährenden Mittel zur Folge 
haben wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 18. April 1994 

Die Aussage, daß nur ein Bruchteil der für Bangladesch gewährten Mittel 
abgerufen wurde, trifft nicht zu. 

Bis 31. Dezember 1993 wurden Bangladesch insgesamt 2554 Mio. DM 
im Rahmen der Finanziellen Zusammenarbeit zugesagt. Davon sind 
rd. 2 102 Mio. DM ausgezahlt worden. Im Rahmen der Technischen 
Zusammenarbeit im engeren Sinne wurden bis zum gleichen Zeitraum 
498,6 Mio. DM zugesagt. Hiervon sind 395,2 Mio. DM ausgezahlt worden. 

Bei der Festlegung der Höhe künftig zu gewährender Mittel wird bei 
Bangladesch auch der Stand der nicht abgewickelten Zusagen berück- 
sichtigt. Zur Zeit liegen die Neuzusagen für Bangladesch und die jähr- 
lichen Auszahlungen etwa auf gleicher Höhe. 


74. Abgeordneter 

Dieter 

Schanz 

(SPD) 


Falls ja, wo sieht die Bundesregierung die 
Ursachen für eine derartige Entwicklung in 
Bangladesch, und wie denkt sie ggf. dieser Ent- 
wicklung entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 18. April 1994 


Entfällt. 


75. Abgeordneter 

Dieter 

Schanz 

(SPD) 


Mit welcher Begründung hat das Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung in 1994 die Mittel des ASA-Pro- 
gramms (Träger Carl-Duisberg-Gesellschaft) in 
Relation zu 1993 um 20% gestrichen und weitere 
10% einstweilig gesperrt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 18. April 1994 


Nach der Absenkung des Titels 68639 des Einzelplans 23 um 1,5 Mio. DM 
durch den Haushaltsausschuß für 1994 war die Mittelkürzung für das 
ASA-Programm um ca. 20% zwingend. 

Zum einen müssen aus dem Titel institutionell festgelegte Verpflichtun- 
gen insbesondere der entwicklungspolitischen Nachwuchsförderung 
Postgraduierter im Hochschulbereich bedient werden, zum anderen 
konnte das Programm „Beigeordnete Sachverständige zu internationalen 
Organisationen" nicht reduziert werden, weil sonst der Anteil deutschen 
Personals bei den internationalen Organisationen noch weiter zurück- 
gefallen wäre, obwohl ein größeres Engagement der Bundesrepublik 
Deutschland gerade in diesem Bereich gefordert ist. 

Ob die durch den Haushaltsführungserlaß vom 28. Dezember 1993 aufer- 
legte 10%ige Sperre für den Titel 68639 ganz oder teilweise aufgehoben 
wird, ist noch nicht absehbar. 
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76. Abgeordneter 

Dieter 

Schanz 

(SPD) 


Wie gedenkt das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
den durch die Mittelkürzung bedingten Wegfall 
der entwicklungspolitisch und völkerverständi- 
genden relevanten Arbeit des ASA-Programms 
zu ersetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hans-Peter Repnik 
vom 18. April 1994 

Auch bei der jetzt vorgenommenen Kürzung wird der Kernbereich des 
ASA-Programms nicht angetastet. Außerdem sollte es möglich sein, durch 
Straffung und Umstrukturierungen sowie durch verstärkte Aktivitäten der 
Hochschulen im Seminarbereich die Wirksamkeit des Programms auf- 
rechtzuerhalten. 


Bonn, den 22. April 1994 
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